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            Vorwort
            

         

         Mein Enkel Leonard hat mir ein Buch geschenkt: „Opa erzähl doch mal“ – eine Aufforderung,
            ihm in mehr als 150 Fragen etwas über mein Leben und die Zeit zu berichten, in der
            ich aufgewachsen bin. Eine Frage lautet sinngemäß, was sich in der Zeitspanne, auf
            die ich zurückschauen kann, verändert habe.
         

         Fachlich gesprochen (und hierum geht es ja in diesem Lehrbuch) zielt die Frage auf
            den gesellschaftlichen Wandel ab, der sich in den zurückliegenden Jahrzehnten ereignet
            hat und den ich miterlebt habe. Ich werde Leonard also schreiben, dass sich dieser
            Wandel vor allem vor Ort, in der Lebenswirklichkeit von Menschen (d. h. in ihrem Gemeinwesen), abbildet, z. B. dann, wenn der Inhaber der alteingesessenen Bäckerei deren Schließung
            bekanntgibt, weil er die erhöhte Miete nicht mehr zahlen kann, die der neue Eigentümer
            des Hauses verlangt. Vielleicht ist es ein neues Bauschild, das den Wandel ankündigt,
            weil die kleine Straße zu einer großzügig ausgebauten Trasse umgestaltet wird, die
            das Wohngebiet in zwei Teile zerschneiden wird, oder es ist die Buslinie, die das
            Dorf bislang wenigstens dreimal mit der Kreisstadt verbunden hat, nun aber aus Gründen
            „unzureichender Rentabilität“ eingestellt wird. Es mag auch sein, dass sich der Wandel
            in der Verringerung der Sozialwohnungen im Wohngebiet zeigt, die nun verkauft werden
            (können), weil nach 25 oder 30 Jahren die Sozialbindung ausgelaufen ist. Der soziale
            Wandel erzeugt viele Wirkungen, die ein Gemeinwesen verändern, in seiner Entwicklung
            belasten und begünstigen können. Diese Wirkungen sind für die Praxisberatung von Bedeutung, um die es in diesem Lehrbuch geht, denn Soziale Arbeit im Gemeinwesen
            ist, wie sich zeigen wird, Praxisberatung. Drei Hinweise möchte ich gleich zu Beginn
            dieses Lehrbuches gegeben haben:
         

         
            	(1)

            	
               Wer Soziale Arbeit im Gemeinwesen mit dem Anspruch betreiben möchte, dort etwas für Menschen zu tun (und sei es „etwas Gutes“), der/die möge dieses Lehrbuch bitte gleich
                  wieder zur Seite legen. Soziale Arbeit, das sei vorweggenommen, hat mit einem solchen
                  Verständnis von Hilfe(leistung) nichts zu tun. Sie ist Unterstützung von Menschen in ihrem Gemeinwesen, die Fachkräfte der Sozialen Arbeit als Praxisberater*innen
                  anbieten. Praxisberater*innen sind, wie zu zeigen sein wird, einerseits respektlose,
                  andererseits zurückhaltende Menschen.
               

            

            	(2)

            	
               Leser*innen dieses Lehrbuchs sollten sich auch rasch von der Hoffnung befreien, es
                  könne eine Handlungsanleitung darstellen, wie Soziale Arbeit im Gemeinwesen „gemacht“
                  wird. Das weiß ich nicht, obwohl ich seit über 40 Jahren in Gemeinwesen (sehr überwiegend
                  beruflich) gearbeitet habe. Dieses Lehrbuch ist vielmehr eine Collage, was Soziale Arbeit im Gemeinwesen leisten kann; die Entscheidung, was dort tatsächlich
                  getan wird, das kann nur die/der einzelne Praxisberater/in vor Ort beurteilen. Und
                  dieses Lehrbuch ist zudem auch noch unvollständig; ich habe auswählen, die Darstellung
                  fokussieren müssen. Das kann mir den Vorwurf mangelnder Gründlichkeit einbringen –
                  dann sei’s drum, es lässt sich nicht vermeiden, Lücken entstehen zu lassen, die die
                  Leser*innen selbst schließen werden, indem sie weiterarbeiten, recherchieren, sich
                  selbst ein Urteil bilden.
               

            

            	(3)

            	
               Dieses Lehrbuch argumentiert absichtlich eklektisch (d. h. aus bereits Vorhandenem auswählend) – und das wird theoretische Purist*innen
                  in der Disziplin (vielleicht auch in der Profession) Soziale Arbeit nerven, provozieren
                  oder (auch) anregen, nachzudenken über die Soziale Arbeit im Gemeinwesen, die keinem
                  methodischen Zwang unterliegt, in einer bestimmten Art und Weise erbracht zu werden.
                  Eklektisch zu handeln wird gelegentlich als Vorwurf gebraucht: das Zusammentragen
                  verschiedener Materialien, Quellen oder Daten sei nicht systematisch, zufällig bzw.
                  theorielos oder sogar stillos. Das mag für andere Zusammenhänge (vielleicht) gelten,
                  nicht aber für die Soziale Arbeit: Hier ist reflektierte Eklektik zwingend, um der
                  vielfältigen Lebenswelt ihrer Zielgruppen (und damit deren alltäglicher „Wirklichkeit“)
                  gerecht werden zu können, ohne systematisch formulierte Schubladenlösungen zu praktizieren.
                  Soziale Arbeit folgt vielmehr einer systematischen Intuition, die – als unbewusstes
                  Erfahrungswissen – unterschiedliche theoretische Zugänge, Konzepte, Methoden und Verfahren
                  angemessen, also: eklektisch auf einen Fall anzuwenden versteht (vgl. Wendt 2021a:
                  422 ff.).
               

            

         

         Sollten diese Hinweise beachtet werden, dann kann es meines Erachtens nicht schiefgehen
            mit der Sozialen Arbeit im Gemeinwesen.
         

         Dass die dazu angestellten Überlegungen möglich wurden, hat mit einigen Mitstreiter*innen
            zu tun. So danke ich den Verfasser*innen der Gastbeiträge – Siegfried Müller, Karl-Heinz Braun, Matthias Elze, Josefine Heusinger, Florian Nägele, Ulf Neumann, Ellen Reck-Neumann, Winfried Pletzer, Christopher Grobys, Simon Fregin, Melissa Manzel, Michael Bertram und Tilman Kloss – für ihre hilfreiche fachliche Unterstützung. Für die kritische redaktionelle Begleitung
            geht besonderer Dank an Elke Petersen-Wendt und Romy Voigt, die mit viel Aufmerksamkeit und Geduld die Entstehung des finalen Textes gefördert
            haben. Und ohne die wertvolle Motivationshilfe, sein Verständnis für die (auch coronabedingte)
            verzögerte Vorlage des Manuskripts, seine fachliche Begleitung und sein Lektorat wäre
            dieses Buch nicht mehr zustande gekommen – herzlichen Dank dafür, lieber Konrad Bronberger vom Verlag Beltz Juventa!
         

         Northeim, im November 2023

         Peter-Ulrich Wendt

      

   
      
            IEinladung ins Gemeinwesen

         

      

   
      
               1Erste Annährungen an die Soziale Arbeit im Gemeinwesen

            

            In diesem Lehrbuch ist von Gemeinwesen die Rede. Darunter wird – zunächst noch allgemein ausgeführt – ein sozialer Ort verstanden,
               der geografisch gesehen (im städtischen Raum) ein Stadtteil oder (im ländlichen Raum)
               ein Dorf sein kann. In diesem Ort sind Menschen durch Kommunikation und Handeln verbunden.
            

            Ein solches Gemeinwesen ist (zwischen Regensburg in der Oberpfalz und Nürnberg in
               Mittelfranken gelegen) die Stadt Neumarkt. Mit ihren rund 40.000 Einwohner*innen ist
               sie die viertgrößte Stadt in der Oberpfalz, wird aber regional der Metropolregion
               Nürnberg (Franken) zugeordnet. Siegfried Müller1 beschreibt in seinem nachstehenden Gastbeitrag, wie er (mit dem Fokus auf Kinder
               und Jugendliche) Soziale Arbeit im Gemeinwesen in Neumarkt entwickelt hat. Seine Schilderung
               erlaubt anschließend zu klären, was deren zentrale Aspekte sind (und wie sie in diesem
               Lehrbuch behandelt werden):
            

            
               
                  1.1Ein Zentrum für die Jugend.Was tun, wenn die Mehrheit dagegen ist? 

               

               Ein Erfahrungsbericht von Siegfried Müller

               Ja, ja, die Jugend! Alte Herren schwelgen mitunter gut gelaunt in nostalgischen Erinnerungen.
                  Ein ums andere Mal wird dabei mit stolzem Brustton von so manchem verwegenen „Husaren-Ritt“
                  berichtet und damit ein unvergessliches Ereignis aus der eigenen Jugend markiert,
                  was im höchsten Maße anerkennenswert sein muss – und den Wert des Erzählenden in jedem
                  Fall steigern soll! Ja – damals! Das waren noch Zeiten. Verwegen, mit Mumm und Enthusiasmus
                  hoben sie die Welt aus den Angeln … Erstaunlich ist nur, dass die gleichen Herren
                  – und meist sind es meines Erachtens Herren – engagierte junge Leute, wie jene, bei
                  „Fridays for future“, als Schulschwänzer und Drückeberger bezeichnen, die man nicht
                  ernst nehmen kann. So oder zumindest ähnlich erging es uns Anfang der 2000er Jahre
                  in Neumarkt.
               

               „Du brauchst deine Koffer gar nicht erst auszupacken! Das, was du da vorhast (gemeint
                  war der Bau eines Jugendzentrums), das wird es bei uns nicht geben!“ Ähnliche Sätze
                  hörte ich zu jener Zeit immer wieder. Das kam nicht nur aus den Reihen des Stadtrates
                  oder der Verwaltung, sondern auch von dem ein oder anderen Bürger auf der Straße.
                  Fast 22 Jahre danach ist es letztlich ganz anders gekommen als viele gedacht haben.
                  Das ungeliebte Kind Jugendarbeit ist in Neumarkt langsam erwachsen geworden. Das Jugendbüro
                  wurde ein eigenständiges Amt in der Stadtverwaltung und das „G6 – Haus für Jugend,
                  Bildung und Kultur“ wurde die zentrale Einrichtung der Jugendarbeit mit mehr als 60
                  meist eigenständigen Gruppen, 130 bis 150 Veranstaltungen im Jahr und vor Corona kamen
                  jährlich zwischen 45.000 und 50.000 Besucher*innen in die Einrichtung. Es wurde eine
                  feste Größe in der Bildungs- und Kulturlandschaft der Stadt, bei dessen Maßnahmen
                  sich regelmäßig bis zu 160 Menschen im Jahr ehrenamtlich einbringen. Wie aus einer
                  scheinbaren Unmöglichkeit dennoch ein im Gemeinwesen fest verankertes Haus für Jugend,
                  Bildung und Kultur in Neumarkt entstehen konnte, ist Gegenstand der folgenden Betrachtung.
                  Dabei ist mir wichtig, festzuhalten, dass dies lediglich eine Betrachtung sein kann,
                  die sich speziell auf die Entwicklung in Neumarkt bezieht. Es liegt mir fern, daraus
                  allgemeingültige Empfehlungen abzuleiten. Jede Infrastruktur braucht eigene Analysen
                  und darauf aufbauende Lösungsansätze. Hier kann lediglich aufgezeigt werden, was und
                  wie wir in Neumarkt geplant und gehandelt haben und welche Schlüsse wir daraus ziehen.
               

               Ein Rheinländer in Bayern

               Zugegeben, als ich im Juni 2000 meinen Dienst bei der Stadt Neumarkt als Jugendpfleger
                  und Leiter des Jugendbüros begann, waren die Vorzeichen nicht gerade optimal. Weder
                  kannte ich die Stadt noch die Region Oberpfalz. Mentalität und ortsübliche Gebräuche
                  waren mir fremd und so ähnlich muss es den Neumarktern mit mir, dem Rheinländer, auch
                  gegangen sein. Nach acht Jahren als Leiter eines sonderpädagogischen Hortes in einer
                  Obdachlosensiedlung beim Jugendamt in Nürnberg wollte ich endlich wieder in die Jugend-
                  und Jugendbildungsarbeit zurück, dahin, wo ich meine berufliche Heimat sah. Und Neumarkt
                  suchte einen neuen Leiter für das Jugendbüro der Stadt. Das war doch schon einmal
                  ein Anfang! „Na, Breiss, schaffst fünf Maß?“2 war die wenig zuversichtlich klingende Frage eines Stadtrates bei meinem ersten Volksfestbesuch.
                  Der Oberbürgermeister hatte mich zum Treffen der Stadträte beim Volksfest eingeladen,
                  um ihnen die Gelegenheit zu geben, den Neuen kennenzulernen – und dem gegebenenfalls
                  mal auf den Zahn zu fühlen! Da habe ich wohl kläglich versagt, mehr als zwei Maß konnte
                  und wollte ich nicht trinken. Doch war ich mit allen ins Gespräch gekommen und hatte
                  auch fast alles verstanden, was für einen hochdeutsch sprechenden Rheinländer nicht
                  so einfach ist. Wichtig war nur, sie konnten sehen, dass ich mich um sie und ihre
                  Denkweisen bemühe, auch wenn ich nicht immer mit ihnen übereinstimmen konnte.
               

               Zu dieser Zeit standen mir mit einem Sozialpädagogen, der einen kleinen Jugendtreff
                  betreute, und einem Heilerziehungspfleger, der als Streetworker mit Mitteln vom Arbeitsamt
                  finanziert wurde, zwei pädagogische Fachkräfte zur Seite, die sechs Monate zuvor ebenfalls
                  ganz neu in diesem Arbeitsfeld angekommen waren. Deshalb sahen wir anfangs, neben
                  einer fundierten Sozialraumanalyse, die den Bedarf eines Zentrums für die Jugend klar
                  erkennen ließ, als unsere wichtigste Aufgabe, den Kontakt zu möglichst vielen Menschen
                  in Neumarkt zu suchen und ihnen zuzuhören! Es galt herauszufinden, wie und was denken
                  und fühlen die Neumarkter und was macht ihnen beim Thema Jugendarbeit so große Angst.
               

               In vielen Gesprächen gab es immer wieder den Hinweis auf das legendäre „KOMM“ in Nürnberg,
                  wo es in der Vergangenheit deutschlandweit beachtete Auseinandersetzungen zwischen
                  Polizei und jugendlichen Besucher*innen gegeben hatte. Es schien eine kollektive Furcht
                  im Raum, dass mit einem Jugendzentrum „sämtliche Chaoten“ aus der gesamten Region
                  von Nürnberg bis Regensburg nach Neumarkt eingeladen werden, um dann die beschauliche
                  Kleinstadt zu verwüsten. Deshalb brauchte es, so die herrschende Meinung, gar kein
                  Jugendzentrum, zumal in der Stadt und im Landkreis ein äußerst reges Vereinsleben
                  existierte. Für uns galt es, diese Stimmung ernst zu nehmen, ohne den Auftrag des
                  SGB VIII, dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG), zu vernachlässigen. Wir stellten
                  uns die Frage, was müssen wir tun, um möglichst vielen Neumarktern einen eigenen subjektiven
                  Zugang zur Jugendarbeit zu öffnen? – weg von dem Gedanken, dass Jugendarbeit nur etwas
                  für Bedürftige ist, also nichts für den Normalbürger und seine Kinder! Bei einer stark
                  mittelschichtorientierten Kleinstadt schien uns der Zugang über Bildung und Kultur
                  am naheliegendsten – nur eben anders, als bisher gewohnt.
               

               Verantwortungsträger und Meinungsbilder

               Als nächsten Schritt suchten wir nach Verantwortungsträgern*innen, die wir für die
                  Grundsätze des KJHG interessieren konnten. Dabei war es für uns und die Jugendarbeit
                  der Stadt zweifellos ein großer Glücksfall, dass Elfriede Meier, die vom Oberbürgermeister
                  als „Jugendbeauftragte“ bestimmt worden war und aus der CSU-Mehrheits-Fraktion des
                  Stadtrates kam, sich in erster Linie nicht als Parteifrau sah, was wir zunächst befürchtet
                  hatten, sondern tatsächlich mit Herz und Leidenschaft die Jugendarbeit unterstützen
                  wollte. Sie tat dies, obwohl sie nicht selten aus den eigenen Reihen und vor allem
                  aus den Reihen der politischen Konkurrenz verschmäht, angefeindet und mitunter verunglimpft
                  wurde. Ohne ihre Standhaftigkeit und gelebte Solidarität mit den Mitarbeiter*innen
                  der Jugendarbeit wäre die Entwicklung, wie wir sie in Neumarkt hatten, so nicht möglich
                  gewesen. Die öffentliche Anerkennung und Wertschätzung ihres Schaffens kam allerdings
                  erst viele Jahre später. Im Dezember 2021 wurde Elfriede Meier mit der Goldenen Stadtmedaille
                  für ihre 25-jährige ehrenamtliche Tätigkeit ausgezeichnet.
               

               In der Laudatio des Oberbürgermeisters wurde vor allem ihr unerschütterliches Engagement
                  für die Jugendarbeit der Stadt Neumarkt hervorgehoben. Es war uns gemeinsam gelungen,
                  eine Allianz in gegenseitigem Nutzen entstehen zu lassen. Als Jugendpfleger konnte
                  ich ihr nahebringen, dass Jugendarbeit im Sinne des KJHG zu einem erheblichen Maße
                  Bildungsarbeit bedeutet, sich an allen Jugendlichen auszurichten hat und nicht, wie
                  in großen Teilen der Verwaltung, des Stadtrates und der Bevölkerung angenommen, ausschließlich
                  für Problem- und Randgruppen gemacht wird. Auch war es aus meiner Sicht von erheblicher
                  Wichtigkeit, dass ich als Jugendpfleger die „Deutungshoheit“ über die gesetzlichen
                  und fachlichen Belange der Jugendarbeit in der Stadt erlangen konnte. Nur so war es
                  möglich, die politischen Entscheidungsträger zu beraten und was noch viel wichtiger
                  ist, dass sie mich zu Rate zogen, so wie Elfriede Meier dies vor allen Stadtrats-,
                  Verwaltungssenats- oder auch Bausenats-Sitzungen tat. Bald waren wir ein eingespieltes
                  Team, das auch während der Sitzungen in der Lage war, sich gegenseitig die Bälle zuzuschieben.
               

               So war sie als ehrenamtliche und fachfremde Stadträtin dennoch in den allermeisten
                  Fällen in der Lage, fachlich fundierte Stellung zu beziehen, was ihr mehr und mehr
                  den Respekt ihrer Stadtratskolleg*innen einbrachte. Andererseits sorgte sie als Jugendbeauftragte
                  und stadtbekannte Frau des größten Bratwurstbudenbesitzers, die noch dazu Stimmenkönigin
                  ihrer Partei bei den Kommunalwahlen wurde, dass ich als Jugendpfleger über die Sitzungen
                  des Stadt- oder Verwaltungssenates direkten Kontakt zu den Menschen in den Fraktionen
                  bekam. Auch nutzte sie jede Gelegenheit, wie etwa die Weihnachts-Sitzungen des Stadtrates,
                  mich Neumarkter Persönlichkeiten und den Repräsentanten Neumarkter Firmen und der
                  Geschäftswelt persönlich vorzustellen und für Projekte und Sponsoren erfolgreich zu
                  werben – ein Umstand, der später mehrfach dazu führte, dass Firmen-Chefs sich persönlich
                  einsetzten, um Belange der Jugendarbeit zu unterstützen und Hemmnisse aus Verwaltung
                  und/oder Politik zu beseitigen.
               

               Neben dieser gesellschaftspolitischen Offensive war es für uns wichtig, die örtlichen
                  Vereine und Verbände zu kontaktieren und deutlich zu zeigen, dass wir uns als Kooperationspartner
                  und Unterstützer der Vereine sehen und nicht als Konkurrenten auf der Spielfläche
                  erscheinen. Die ersten, die sich öffneten, waren die Jugendvertreter der katholischen
                  und evangelischen Jugend in Neumarkt. Hier entwickelten sich gleich am Anfang zahlreiche
                  gemeinsame Veranstaltungen. Wir begannen mit gemeinsamen Theaterworkshops, gefolgt
                  von einem großen jährlichen überkonfessionellen und unorthodoxen „Rock-Gottesdienst“,
                  der zu gesellschaftspolitischen Themen kritisch Stellung nahm und bei dem oft mehr
                  als 1.000 Besucher*innen in der Arena des Landesgartenschau-Geländes (LGS-Park) interaktiv
                  teilnahmen. Die städtische Jugendarbeit veränderte merklich und für alle Seiten gewinnbringend
                  das Profil der Maßnahmen traditioneller Verbände. Bei einer anderen gemeinsamen Veranstaltung,
                  der „Mystischen Nacht“, die in zahlreichen Gebäuden in der ganzen Innenstadt durchgeführt
                  wurde, gelang es uns, zwei angesehene Frauen zu gewinnen, die die „Schirmherrschaft“
                  dieser Veranstaltung übernahmen. Einerseits war das Hildegard Karl, die Ehefrau des
                  Oberbürgermeisters und Kirchenvorstand der evangelischen Kirche, andererseits war
                  das Hemma Ehrnsperger, die Chefin der Lammsbrauerei (der ersten Bio-Brauerei in Deutschland,
                  ausgezeichnet mit dem Bundes-Umwelt-Preis), die die katholische Seite Neumarkts repräsentierte.
                  Mit ihr unterhielt ich mich nach dem Ende der Veranstaltung noch zwei weitere Stunden
                  zum Thema Jugendarbeit im Kontext gesellschaftlicher Entwicklungen und der Idee einer
                  Verknüpfung von Freizeit, Bildung und Kultur. Als wir dann ein Jahr später den Förderverein
                  „Haus für Jugend, Bildung und Kultur“ ins Leben riefen, sagte sie mir auf meine Anfrage
                  sofort und ohne Zögern zu, den Vorsitz im Förderverein zu übernehmen. Ihr Argument
                  war: „Ich bin vom Saulus zum Paulus geworden! Ich habe früher immer gesagt, wir brauchen
                  in Neumarkt kein Jugendzentrum! Unser Gespräch damals hat mir die Augen geöffnet,
                  ich wusste ehrlicherweise vorher nicht wirklich, was eine Jugendarbeit im Sinne des
                  Kinder- und Jugendhilfegesetzes bedeutet. Und so wie ich dachte, so denken noch viele
                  Neumarkter! Deshalb bin ich bereit, mich an die Spitze des Fördervereins zu stellen
                  – für alle sichtbar!“ Dieses Versprechen hat sie 18 Jahre lang eingehalten, bevor
                  sie jetzt im April 2022 im Alter von 72 Jahren das Amt weitergegeben hat. Sie organisierte
                  Benefiz-Veranstaltungen und nahm aktiv Einfluss auf Politik und Wirtschaft. Alleine
                  der Förderverein hat in den letzten Jahren mehr als 150.000 Euro in das G6 investiert.
                  Die aktive Lobbyarbeit der Mitglieder ist unbezahlbar!
               

               Ähnlich, was die Jugendreferentin Elfriede Meier auf der politischen Ebene für die
                  Jugendarbeit tat, machte Hemma Ehrnsperger nun auf der Ebene in den Reihen der Wirtschaft.
                  Die Firmenchefs der größten Neumarkter Firmen, die größtenteils noch in Familienbesitz
                  waren/sind, sprachen sich auf ihre Initiative öffentlich für die Schaffung eines Jugend-
                  und Kulturzentrums aus. „Wenn die das sagen, dann kann das so verkehrt ja nicht sein!
                  …“ gab so mancher Stadtrat nun zu bedenken. Auf die Initiative von Hemma Ehrnsperger
                  hin meldeten sich Vertreter des Lions- und auch des Rotary-Clubs beim Jugendbüro,
                  um anzufragen, ob es bei uns Projekte gebe, die sie fördern könnten. Mit Unterstützung
                  der damaligen Agenda 21-Beauftragten im Stadtrat, Ruth Dorner, wurde ein Jugend-Forum
                  in der Kleinen Jura-Halle initiiert, aus dem der „Arbeitskreis Jugendzentrum“ schließlich
                  entstehen konnte. In ihm engagierten sich mehr als 200 Personen jeden Alters.
               

               Hier entwickelte sich das Konzept einer kulturpädagogischen Jugendeinrichtung mit
                  einem generationsübergreifenden Ansatz. Jung und Alt wollten gemeinsam ein Haus für
                  die Jugend dieser Stadt! Freizeit, Bildung und Kultur sollten miteinander verknüpft
                  werden und dies wurde eindrucksvoll demonstriert, indem alle gemeinsam wiederholt
                  in den Stadtratssitzungen erschienen – sittsam, doch wurden eigene Vorstellungen der
                  Jugendlichen stets selbstbewusst vorgetragen und vertreten. Das machte Eindruck! Wollte
                  man anfangs allenfalls ein paar Holzleim-Binder einer alten Tennishalle zur Verfügung
                  stellen, die eventuell mit ein paar Containern ergänzt werden könnten, stellte der
                  Fraktionsvorsitzende der CSU bei einer wenige Wochen später stattfindenden Klausurtagung
                  erstmals eine Summe von einer Million Euro zum Antrag. Das war sicher bei weitem noch
                  nicht genug, doch dies markierte eine deutliche Wende in der Entwicklung dieses Projektes.
                  Die Mehrheiten begannen sich zu verschieben, auch wenn der Oberbürgermeister mich
                  mit den Worten verabschiedete: „Das wird Ihnen noch einmal leidtun!“ Kuragiert auftretende
                  Jugendliche, unterstützt von den sogenannten „Alten“ und prominente Persönlichkeiten
                  hatten sich zu einer Allianz formiert, die scheinbar in der Lage war, öffentliche
                  Meinungsbilder zu beeinflussen. Allmählich gab es immer mehr Menschen, die einen gesellschaftspolitischen
                  Vorteil in dieser Entwicklung für Neumarkt sahen.
               

               Netzwerke bilden

               Neben den Verbänden sind für uns von Anfang an die Schulen, soziale Einrichtungen,
                  Firmen und Gremien wichtige Adressaten eines wirkungsvollen Netzwerkes für die Jugendarbeit.
                  Projekte wie die „Schulübergreifenden Theatertage“, „G6-TV – Jugend macht Fernsehen“,
                  „Schul-Band-Festivals“ oder „Poetry-Slam für Schulen“ zeigen deutlich, wie unsere
                  Jugendarbeit über Schulgrenzen hinweg, Maßnahmen gemeinsam mit unterschiedlichen Schularten
                  entwickelt und insbesondere Formen psychosozialen Lernens in den Mittelpunkt stellt.
                  Aber auch Projekte mit einzelnen Schulen wie den Aufbau von Theatergruppen in den
                  Mittelschulen, die Gestaltung der Außen-Fassade des „G6“ mit dem Willibald-Gluck-Gymnasium,
                  die Schaffung eines „Skulpturen-Gartens“ mit einzelnen Grundschulen, die Mosaik-Gestaltung
                  von Innenräumen mit der Mädchenrealschule … zeigen beispielhaft die Stärken einer
                  kulturpädagogisch orientierten Jugendarbeit, von dessen Methoden und Ergebnissen dann
                  auch die Schulen profitieren. Uns war dabei stets wichtig, dass all diese Projekte
                  für die teilnehmenden Kinder und Jugendlichen erfolgreich abgeschlossen werden und
                  stets eine öffentliche Präsentation erfolgte.
               

               Öffentliche Achtung und Beachtung hilft, so unser Credo, Kinder und Jugendliche stark
                  zu machen und vermittelt ihnen, dass sie wertvoll sind. Damit sind auch automatisch
                  die Eltern, Lehrer und die beteiligten Schulen und Institutionen wertvoll und finden
                  Beachtung! Ähnliche Projekte liefen und laufen auch mit Firmen und ihren Auszubildenden.
                  Stets leitet uns das Prinzip des Win-Win-Denkens. Auch suchten wir von Anfang an einen
                  engen Kontakt zu den Printmedien sowie zu Radio und Fernsehen. In den letzten Jahren
                  kamen dann noch die sozialen Medien hinzu, was Anfang der 2000er Jahre jedoch noch
                  keine Rolle spielte. Dafür gab es in den Anfangsjahren mit einem Redakteur einer regionalen
                  Tageszeitung eine „G6-Redaktions-Gruppe“, die monatlich eine ganze Jugendseite mit
                  ihren eigenen Themen präsentieren konnte. Alle Akteure in dieser Gruppe waren auch
                  im Arbeitskreis Jugendzentrum aktiv, was sich merklich auf die Themenwahl auswirkte.
               

               Jugendarbeit als Gesamtpaket

               Der Leitgedanke, dass Projekte der Jugendarbeit erfolgreich verlaufen und Kinder und
                  Jugendliche dadurch in ihrer Persönlichkeit gestärkt werden, ist ein Image, das meines
                  Erachtens für die Umsetzung von Maßnahmen der Jugendarbeit enorm förderlich ist. Das
                  trifft auch für die Angebote in den Ferien zu. Seit 2001 werden in Neumarkt die Ferienmaßnahmen
                  als kultur- und sozialpädagogisch begleitete Angebote durchgeführt. Sie widmen sich
                  einem Thema und werden über eine sozialpädagogisch betreute Gruppenarbeit mit jeweils
                  zwei festen Betreuer*innen umgesetzt. Wir legen besonderen Wert auf psychosoziales
                  Lernen in der Gruppe, das zunehmend auch in den Kooperationen mit den Schulen an Bedeutung
                  gewinnt. 2001 konnte z. B. mit dem Thema Zirkus das neue Konzept der Ferienbetreuung
                  mit einem Paukenschlag begonnen werden. Der Zirkusdirektor des Zirkus Sambesi hatte
                  sein wunderschönes Zelt, das große Ähnlichkeit mit dem Zirkuszelt von Roncalli hat,
                  zur Verfügung gestellt und die Kinder präsentierten am Ende vor einer staunenden Öffentlichkeit
                  mit jeweils unterschiedlichen Gruppenschwerpunkten eine viel bejubelte fantastische
                  zweistündige Show. Das „Last Minute-Orchester“, besetzt mit jugendlichen und erwachsenen
                  Musikern*innen, begleitete, spontan von einer Musiklehrerin ins Leben gerufen, die
                  jungen Akteure mit Live-Musik und bot damit sogar einen Zirkus mit einem richtigen
                  Zirkus-Orchester. Bei der Premiere saß dann auch noch der weltberühmte Clown Oleg
                  Popov, der viele Jahre Chef des Moskauer Staatszirkus war, im Publikum. Seine Ehefrau,
                  Gabriela Popov hatte zuvor zwei Wochen bei diesem Projekt unterstützend mitgewirkt.
                  Kinder und Presse waren völlig aus dem Häuschen. Die Betreuer*innen waren stolz, die
                  Eltern waren stolz und der Oberbürgermeister freute sich über so viel Rummel.
               

               Stets endete die Maßnahme mit einem großen Spektakel und eine breite Öffentlichkeit
                  konnte ein ums andere Mal mit ihren eigenen Kindern erleben, dass Jugendarbeit für
                  alle da ist und die Kinder und Jugendlichen bei diesen Projekten und Maßnahmen im
                  Mittelpunkt stehen, Freude und Spaß erleben und dabei gestärkt und gefördert werden.
                  Unser Ziel war, die Verknüpfung von Bildung, Freizeit und Kultur erfahrbar zu machen
                  und dabei den Kindern und Betreuer*innen einen möglichst hohen Spaßfaktor zu ermöglichen.
                  Zwar hatten diese Maßnahmen nichts unmittelbar mit dem Bau des Jugendzentrums zu tun,
                  jedoch war es für uns wichtig und notwendig zu zeigen, dass Jugendarbeit alle Bereiche
                  des Gemeinwesens tangiert und mit diesen Maßnahmen die Qualität unserer Arbeit auch
                  auf das zu schaffende Jugendzentrum übertragbar ist.
               

               Nutzen für das Gemeinwesen

               Parallel zu dieser Entwicklung war uns wichtig, auch der Eltern-Generation einen subjektiven
                  Nutzen durch die Einrichtung der Jugendarbeit nahezubringen. 2001 war es im Umfeld
                  des Jugendbüros gemeinsam mit Jugendlichen und Erwachsenen gelungen, in einem nebenan
                  leerstehenden Gebäude der Stadt versuchsweise ein kleines Jugendzentrum, das G6 (=
                  die Koordinaten im Stadtplan) als Provisorium umzusetzen. Der Hauptraum war nur 110
                  m² klein, doch das Konzept war das gleiche wie später im großen Haus am Volksfestplatz.
                  Freizeit, Bildung und Kultur erfuhren eine lustvolle Verknüpfung und ermöglichten
                  einen Zugang für alle Generationen. Es gab eine kleine Bühne, eine lange Theke mit
                  vielen Barhockern, Bistro-Tische und -Bestuhlung und das erste Internet-Café der Stadt.
                  An zwei Vormittagen in der Woche waren engagierte Senioren im Haus, ab Mittag kamen
                  die Jugendlichen. Oft kamen Schüler*innen auf ihrem Weg von der Schule zum Bus spontan
                  in die Einrichtung. Dies bot den sozialpädagogischen Fachkräften die Möglichkeit,
                  Interessen der Jugendlichen zu erfahren und mit ihnen Ideen und Projekte zu planen
                  und umzusetzen.
               

               Dieser ganz persönliche und individuelle Nutzen veranlasste viele der erwachsenen
                  G6-Besucher*innen auch anderenorts für die Schaffung eines Hauses für Jugend, Bildung
                  und Kultur am Volksfestplatz einzutreten. Der Standort am Volksfestplatz war zu diesem
                  Zeitpunkt bereits als Stadtratsbeschluss gefasst. Auch nutzten wir zunehmend das „kleine
                  G6“ für Tagungen und Sitzungen von Gremien wie AK Jugendzentrum, Schülervertretungen,
                  Projekte des Städtebauprogramms Soziale Stadt, Seniorenbeirat, Vorstands-Sitzungen
                  der Jugendverbände wie der des Alpenvereins etc. Schließlich wurde das „Kleine G6“
                  offiziell ein Veranstaltungsort beim wichtigen und etablierten Altstadtfest. Jetzt
                  gehörten wir dazu!
               

               Fazit

               Bei aller Freude über eine positive Entwicklung der Jugendarbeit in der Stadt Neumarkt,
                  möchte ich dennoch nicht versäumen, darauf hinzuweisen, dass diese Entwicklung mit
                  vielen Rückschlägen und teilweise auch schmerzlichen Niederlagen verbunden war. Als
                  Jugendpfleger braucht es meines Erachtens ein gehöriges Maß an „Stehvermögen“, Missmut
                  bis hin zu Anfeindungen auszuhalten und sich auf die Menschen zu fokussieren, mit
                  denen eine positive Beziehung möglich ist. Bei aller Fachlichkeit, die unbedingt die
                  Grundlage für alles Handeln sein muss, gewinnt diese Ebene für mich immer mehr an
                  Gewicht. Es sind die gelebten Beziehungen, die die Welt positiv verändern!
               

            

            
               
                  1.2Grundverständnis Sozialer Arbeit

               

               Fünf Aspekte werden in dem Gastbeitrag von Siegfried Müller deutlich, die für die Soziale Arbeit im Gemeinwesen insgesamt von Bedeutung sind:
               

               
                  	
                     der Gewinn für die Zielgruppe, der sich v. a. in Raum (z. B. als Treffpunkt Gleichaltriger), in Kompetenzen (z.
                        B. aufgrund kultureller Erfahrungen) und Mitwirkung (an der Gestaltung des Jugendhauses)
                        äußert;
                     

                  

                  	
                     die Verhältnisse im Gemeinwesen als Fremde/r wahrzunehmen, anzunehmen und zu verstehen (u. a. eine Sozialraumanalyse
                        durchzuführen), was auch damit zu tun hat, daran anzuschließen, wie sich eine (mittelschichtige)
                        Mittelstadt darstellt, mit der dort gepflegten Sprechweise (Dialekt, Anspielungen
                        u. a.) und Vorurteilen (z. B. Neuem gegenüber) umzugehen und sehr viel zuzuhören;
                     

                  

                  	
                     die kommunalpolitische Bühne nicht zu scheuen, vielmehr die Zusammenarbeit mit Kommunalpolitiker*innen aktiv und
                        frühzeitig zu suchen, sie mit dem Wissensvorsprung als Fachkraft der Sozialen Arbeit
                        (Jugendrecht und -praxis u. ä.) sachkundig machen und die Kommunalpolitik als Arena
                        wahrzunehmen (in der für die Jugendarbeit – auch hart – gestritten werden muss);
                     

                  

                  	
                     die Vernetzung mit anderen zu entwickeln, u. a. Kooperationspartner (z. B. in der Jugendarbeit selbst) zu gewinnen,
                        Allianzen mit anderen Akteuren (z. B. örtlichen Unternehmen) zu schließen und die
                        eigene Arbeit durch wichtige Personen (z. B. durch ihren Einfluss im Gemeinwesen oder
                        öffentliche Erklärungen) unterstützen zu lassen; und
                     

                  

                  	
                     die Zusammenarbeit mit örtlichen Medien zu suchen, um die eigenen Vorstellungen transportieren zu lassen und für eine positive
                        Außenwahrnehmung zu sorgen.
                     

                  

               

               Jedenfalls, auch das macht der Gastbeitrag deutlich, erzielt Soziale Arbeit im Gemeinwesen
                  keine kurzfristigen Effekte: Sie braucht Zeit, u. U. auch einen sehr „langen Atem“.
               

               
                  
                     1.2.1Lebensbewältigung

                  

                  Grundlegend für die Soziale Arbeit ist, dass der kontinuierliche Erwerb von Kompetenzen,
                     das Leben (auch unter erschwerten und dramatischen Bedingungen) bewältigen zu können,
                     in ihrem Fokus steht (ganz so, wie es im Gastbeitrag angedeutet wird): Im Prozess
                     des lebenslangen Lernens soll sie Menschen (als ihre Adressat*innen bzw. Zielgruppe) bei der Aneignung von Kompetenzen unterstützen, den Alltag und den in ihm eingelagerten
                     Problemstellungen (in Ausbildung, Berufstätigkeit und im Fall von Arbeitslosigkeit,
                     in Partnerschafts- und Freundschaftsbeziehungen, in Gesundheit, Haushaltsführung,
                     Alter u. a.) zu bewältigen, um ein bewusstes und (selbst-)gestaltetes „gutes Leben“
                     führen zu können. Dieses „Streben nach subjektiver Handlungsfähigkeit“ wird als Lebensbewältigung verstanden, v. a. in Lebenssituationen, die von Menschen „dann als kritisch erlebt
                     (werden), wenn die bislang verfügbaren personalen und sozialen Ressourcen für die
                     Bewältigung nicht mehr ausreichen“ (Böhnisch 2013: 122). Ihre Unterstützung durch
                     Soziale Arbeit soll dort erfolgen, wo sie kritische Lebenssituationen selbst nicht
                     (mehr) gelingend bewältigen können.
                  

               

               
                  
                     1.2.2Leitprinzipien

                  

                  Diese Unterstützung erfolgt auf der Grundlage eines humanistischen Menschenbildes,
                     das „den Menschen als ein beziehungsorientiertes, freiheits- und entscheidungsfähiges,
                     verantwortungsvolles, bildsames und nach persönlicher Entfaltung strebendes Wesen“
                     begreift und von der Gleichheit aller Menschen ausgeht (Korf 2022):
                  

                  
                     	(1)

                     	
                        Soziale Arbeit sieht die Menschen als Subjekte und fördert ihre Ressourcen: Menschen sind eigen-sinnig, sie entwickeln einzigartige und auch eigenartige Vorstellungen davon, was sie unter
                           einem für sie „guten Leben“ verstehen, welchen Interessen bzw. Bedürfnissen sie nachgehen
                           und wofür es lohnt, sich einzusetzen und Energie aufzuwenden. Damit verwirklichen
                           sie sich als Subjekte, als Gestalter*innen ihres eigenen Lebens, die nicht Objekte fremder Vorstellungen
                           sind (vgl. Thiersch 2002a: 34).
                        

                        Das Fragen nach Interessen bzw. Bedürfnissen der Menschen ist immer auch ein Suchen
                           nach Ressourcen, die Menschen einsetzen (könnten), ihr Leben alltäglich zu bewältigen
                           und individuelle oder gemeinschaftliche Bedürfnisse zu erfüllen und Ziele zu verfolgen
                           (vgl. Knecht u. a. 2014: 109). Ressourcen sind Potenziale, die in ihnen selbst liegen
                           oder die soziale Umwelt bereithält (und die sich aus sozialen Beziehungen und Netzwerken,
                           z. B. der Nachbarschaft, ergeben können). Soziale Arbeit ist daher als subjektorientierte
                           „Ressourcenarbeit“ zu verstehen, die individuelle und soziale Ressourcen von Menschen
                           zu aktivieren hilft.
                        

                     

                     	(2)

                     	
                        Soziale Arbeit unterstützt Menschen, sich selbst zu ermächtigen: Im Umgang und in der Zusammenarbeit mit anderen Menschen und den in der sozialen
                           Umwelt herrschenden (gesellschaftlichen, politischen, wirtschaftlichen) Bedingungen
                           entwickeln sie sich und ihre individuellen Fähigkeiten. Sie zu unterstützen – bzw.
                           zu empowern –, zählt zu den Kernaufgaben Sozialer Arbeit. Mit dem Begriff des Empowerments darf
                           nicht das Missverständnis verbunden sein, jemanden zu etwas zu befähigen. Menschen sollen vielmehr ermutigt werden, selbsterarbeitete Lösungen wertzuschätzen und „in Situationen des Mangels, der Benachteiligung oder
                           der gesellschaftlichen Ausgrenzung beginnen, ihre Angelegenheiten selbst in die Hand
                           zu nehmen, in denen sie sich ihrer Fähigkeiten bewußt werden, eigene Kräfte entwickeln
                           und ihre individuellen und kollektiven Ressourcen zu einer selbstbestimmten Lebensführung
                           nutzen lernen“ (Herriger 2010: 20; vgl. Keupp 2013: 248 f.).
                        

                     

                     	(3)

                     	
                        Soziale Arbeit fördert die Mündigkeit der Menschen und unterstützt sie, sich selbst von Verhältnissen frei zu machen, die das von ihnen
                           selbst bestimmte „gute Leben“ be- oder verhindern, und von bevormundenden Vorstellungen
                           unabhängig zu werden, was andere als ein „gutes Leben“ beschreiben. Soziale Arbeit
                           begleitet somit ihre Emanzipation, auch für die Rechte einzutreten, die ihnen (noch) vorenthalten werden, was oft nur
                           in der aktiven Auseinandersetzung mit entmündigenden Verhältnissen (die die Verwirklichung
                           dieser Interessen einschränken) möglich und im Begriff der Teilhabe ausgedrückt wird.
                        

                     

                  

                  
                     
                        Teilhabe ist als Prozess zu verstehen, in dem sich Menschen, befasst mit den Aufgaben
                              der alltäglichen Lebensbewältigung, ermächtigen, ihre eigenen Interessen zur Sprache
                              zu bringen und dafür einzutreten, ihre Rechte zu verwirklichen.

                     

                  

                  Teilhabe bezieht sich „auf alle Lebensbereiche, z. B. die Institutionen und Organisationen
                     des Sozial-, Gesundheits- oder Bildungswesens oder auch den gesamten Bereich der Kultur“
                     (Mogge-Grotjahn 2022: 17 f.) und schließt damit die Beteiligung von Menschen „an den
                     politischen Strukturen und demokratischen Willensbildungsprozessen“ (Wurtzbacher 2011:
                     634) ein. Damit ist Teilhabe immer auch Mitgestaltung der Daseinsvorsorge (→ 2.1.4).
                  

                  So verstanden hat Teilhabe für die Soziale Arbeit eine doppelte Bedeutung:

                  
                     	
                        einerseits geht es immer darum, Menschen dabei zu unterstützen, die Möglichkeiten
                           der Beeinflussung der eigenen Lebenswelt durch Prozesse politischer Mitgestaltung
                           (z. B. in Form von Bürgerbeteiligung auf lokaler Ebene → 11.2, 11.3) und sozialer
                           Mitwirkung (z. B. in Form der Selbsthilfe → 9) selbst wahrzunehmen (weshalb sie sich – insofern parteilich – darauf konzentriert, jene Menschen dabei zu unterstützen, die bislang nicht beteiligt
                           wurden, deren Interessen übersehen oder ignoriert wurden);
                        

                     

                     	
                        andererseits muss sie eine umfassende Aufmerksamkeit für die Interessen und Belange
                           ihrer Adressat*innen entwickeln, um Formen, Felder und Prozesse begrenzter oder verhinderter
                           Teilhabe öffentlich zu machen und die Teilhabe ihrer Adressat*innen (ggf. zunächst
                           auch erst einmal stellvertretend für sie) einzufordern.
                        

                     

                  

                  Es geht darum, durch Teilhabe

                  
                     	
                        ein solidarisches Miteinander von Menschen zu fördern und

                     

                     	
                        den Anliegen auch ausgegrenzter Bevölkerungsgruppen (z. B. Minderheiten oder sog.
                           „Randgruppen“) eine Stimme zu geben.
                        

                     

                  

                  Hierfür bilden die Menschenrechte die ethische Grundlage (vgl. Staub-Bernasconi 2019;
                     Eberlei/Neuhoff/Riekenbrauk 2018). Sie verlangen von der Sozialen Arbeit, sich für
                     die Teilhabe der Adressat*innen an den für sie relevanten Themen einzusetzen, wenn
                     die Teilhabe beschränkt wird (vgl. Staub-Bernasconi 2006: 285 f.). Die von Siegfried Müller geschilderte Jugendarbeit realisiert seit ihrer moderneren Konzeptualisierung (vgl.
                     z. B. Mollenhauer 1968; Giesecke 1971) diese menschenrechtlich bestimmte Aufgabe,
                     die die Soziale Arbeit insgesamt leitet.
                  

                  Deshalb werden zugleich marginalisierende Prozesse zu einem zentralen Thema der Sozialen Arbeit im Gemeinwesen: Mit Johan Galtung (1975, 1994 [insb. 165 ff.], 2007) muss der Teilhabe als Ziel Sozialer Arbeit die
                     soziale Tatsache der Marginalisierung (auch als Ausgrenzung oder Exklusion bezeichnet)
                     entgegengestellt werden, wozu z. B. Prozesse der Demütigung, Beschämung, Missachtung
                     oder Diskriminierung zählen. Unter Diskriminierung werden Formen ungerechtfertigter
                     Ungleichbehandlung oder (Ab-)Wertung einer Person oder Personengruppe verstanden,
                     z. B. aufgrund ihrer sozialen oder ethnischen Herkunft, ihres Geschlechts, einer Behinderung,
                     ihrem Alter, ihrer religiösen Überzeugung oder sexuellen Orientierung. Diskriminierung
                     kann durch Gesetze, gesellschaftliche oder politische Leitbilder (z. B. Armut sei
                     selbstverschuldet), die Handlungspraxis von Organisationen (z. B. Behörden, die Sozialleistungen
                     nur eingeschränkt bereitstellen) oder abwertende Medienberichterstattung hervorgerufen
                     werden (wenn z. B. ein Stadtteil pauschal als von „sozial schwachen Menschen“ bewohnt
                     bezeichnet wird, weil die Zahl der von Sozialtransfers abhängigen [armen] Menschen
                     über dem Durchschnitt der Stadt liegt). Vorurteile, die z. B. von Armut betroffenen
                     Menschen mangelnde Leistungsbereitschaft zuschreiben, bedeuten nicht nur eine Umdeutung
                     der Ursachen für Probleme, ihren Alltag erfolgreich zu bewältigen (indem sie individualisierend
                     allein für ihre Lebenslage verantwortlich dargestellt werden), sie stellen zugleich
                     auch eine Rechtfertigung dafür dar, z. B. niedrigere Sozialleistungen als zulässig
                     zu betrachten. Solche alltäglichen Diskriminierungen werden z. B. durch Aussagen („Männer
                     mit südländischem Aussehen neigen zu Gewaltbereitschaft“ u. ä.) oder die Verdrängung
                     als „unliebsam“ bzw. „störend“ eingestufter Menschen (Wohnungslose, Cliquen junger
                     Menschen u. a.) durch sog. „defensive Architektur“ (die den Aufenthalt im öffentlichen
                     Raum erschwert bzw. ausschließt) sichtbar.
                  

                  Marginalisierung kennzeichnet solche sozialen Verhältnisse, die Teilhabe verhindern;
                     diese Verhältnisse ergeben sich aus sozialen Strukturen und Interaktionen von Menschen,
                     die durch diese Strukturen hervorgerufen und/oder begünstigt werden. Galtung hat für solche Prozesse den Begriff der „strukturellen Gewalt“ geprägt. Gewalt ist
                     damit nicht zwingend als „rohe Gewalt“ zu verstehen, die durch Körpereinsatz oder
                     Waffengebrauch gekennzeichnet ist; auch das Vortäuschen von Möglichkeiten der Mitbestimmung
                     ohne wirklich gegebene Einflussmöglichkeit ist z. B. als strukturelle Gewalt zu verstehen.
                     Insofern ist „Gegengewalt“ auch nicht als körperliche Gewalt zu verstehen, sondern
                     als Bemühen, Teilhabemöglichkeiten zu gewährleisten bzw. zu erschließen.
                  

                  
                     
                        Marginalisierende Verhältnisse, die Menschen, ihre Teilhabe und die Gemeinwesen, in
                              denen sie leben, benachteiligen, einschränken oder ausschließen, sind das zentrale
                              Thema der Sozialen Arbeit im Gemeinwesen.

                     

                  

               

            

            
               
                  1.3Gebrauchshinweise für dieses Lehrbuch

               

               Dieses Lehrbuch ist nicht als konkrete Handlungsanleitung zu verstehen, wie Fachkräfte
                  der Sozialen Arbeit in einem Gemeinwesen professionell zu arbeiten haben. Die Konstruktion
                  des jeweils eigenen Beitrages in einem konkreten Gemeinwesen müssen sie – und damit
                  die Leserinnen und Leser dieses Buches als künftige Fachkräfte – immer wieder (neu)
                  selbst leisten!
               

               Die Struktur dieses Buches (vergleichbar einem Hausbau) soll dabei helfen: Von einem
                  gut errichteten Haus wird dann gesprochen, wenn es „in Dach und Fach“ sicher ist.
                  Im Gegensatz zum Alltagswissen (ein Gebäude wird im Erdgeschoss betreten) wird ein
                  Haus dann von oben (Dach) nach unten (Fundament) gedacht und seine Sicherheit durch
                  die Stabilität des Daches und der Statik der einzelnen Etagen beurteilt.
               

               Diese Betrachtung sollte auch für das „Haus“ der Sozialen Arbeit im Gemeinwesen gelten;
                  es weist vier systematisch getrennte Etagen auf, die …
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               … gewidmet sind (Zeichnung: Mariangel Beatriz Mendoza de Wendt, Heidelberg und Wien).
                  Dazu folgende Lesehinweise:

               
                  	
                     Jedes Kapitel ist grundsätzlich für sich lesbar, Querverweise werden entsprechend (→) kenntlich
                        gemacht.
                     

                  

                  	
                     Es empfiehlt sich, jedes Kapitel abschließend in einer Ein-Satz-Aussage zusammenzufassen
                        und diese Zusammenfassung bei der Bearbeitung des letzten Kapitels heranzuziehen
                     

                  

                  	
                     Nachweise im Text sind nicht immer nur Fundstellenbelege, sondern auch Anregungen, den Aspekt unter
                        Nutzung der angegebenen Fundstelle durch Lektüre und weitere Bearbeitung zu vertiefen.
                     

                  

                  	
                     Die im Gemeinwesen tätige berufliche Praxis kommt neben Gastbeiträgen (→ 8.2, 9.2, 10.2, 12.2.5, 13.2, 14.2.2 und 15.2) in Form zahlreicher Statements („O-Töne“) im Text zu Wort (die anonymisiert kursiv [z. B. Richard] hervorgehoben werden)3.
                     

                  

               

               In diesem Buch werden folgende Abkürzungen gebraucht:
               

                

               
                  
                     
                        allg.  allgemein
                        

                     

                     
                        ausf.  ausführlich
                        

                     

                     
                        BAG, LAG  Bundes- oder Landesarbeitsgemeinschaft
                        

                     

                     
                        BO  Bürgerorganisation
                        

                     

                     
                        bzw.  beziehungsweise
                        

                     

                     
                        CO  Community Organizing
                        

                     

                     
                        ebd.  ebenda
                        

                     

                     
                        f., ff.  folgende, fortfolgende
                        

                     

                     
                        ggf.  gegebenenfalls
                        

                     

                     
                        GWA  Gemeinwesenarbeit
                        

                     

                     
                        Herv. i. O.  Hervorhebung im Original
                        

                     

                     
                        Herv. PUW  Hervorhebung P.-U. Wendt
                        

                     

                     
                        i.d. R.  in der Regel
                        

                     

                     
                        insb.  insbesondere
                        

                     

                     
                        insg.  insgesamt
                        

                     

                     
                        m.w. N.  mit weiteren Nachweisen
                        

                     

                     
                        NGO  Non-Government-Organizations/s (Nicht-Regierungsorganisation/en)
                        

                     

                     
                        ÖPNV  Öffentlicher Personennahverkehr
                        

                     

                     
                        S.  Seite, Seiten
                        

                     

                     
                        sog.  Sogenannte/n
                        

                     

                     
                        u.ä.  und ähnliches
                        

                     

                     
                        u.a.  unter anderem, und anderes
                        

                     

                     
                        u.U.  unter Umständen
                        

                     

                     
                        v.a.  vor allem
                        

                     

                     
                        vs.  versus (gegen)
                        

                     

                     
                        zit.  zitiert
                        

                     

                     
                        zit. ebd.  zitiert ebenda
                        

                     

                     
                        zit. n.  zitiert nach
                        

                     

                  

               

            

         

      

   
      
            IIGrundlagen

         

      

   
      
               2Begriffliche Klärungen

            

            Der Gastbeitrag des ersten Kapitels hat bereits die starke Eingebundenheit des dort
               geschilderten Geschehens in die soziale Umwelt (die immer auch eine politische ist) deutlich werden lassen. Dieser Zusammenhang
               besteht nicht nur auf politischer Ebene, sondern – viel grundsätzlicher – alltäglich,
               da jeder Mensch mehrfach einer sozialen Umwelt angehört: im engeren sozialen Nahraum
               mit den unmittelbaren Erfahrungen, die mit anderen Menschen gesammelt werden, und
               in der weiteren Gesellschaft mit ihren allgemeinen Erwartungen, z. B. an ein als „normal“
               bezeichnetes Verhalten (vgl. Wendt/W. R. 2010: 47).
            

            
               
                  2.1Grundlegende Begriffe

               

               In diesem durch Zugehörigkeiten zur sozialen Umwelt gekennzeichneten Lebensbereich passen sich Menschen im Laufe ihrer Entwicklung an die Umwelt, in der sie leben,
                  an und gestalten diese gleichzeitig durch ihr Handeln mit (vgl. Bronfenbrenner 1976:
                  202 ff.). Im Lebenslauf führt diese Wechselwirkung zwischen Menschen und ihrer sozialen Umwelt dazu, dass
                  sie kompetent werden (bzw. lebenslang lernen), Schwierigkeiten der alltäglichen Lebensbewältigung
                  im Austausch mit dem sozialen Nahraum zu bewältigen. Dies erfolgt z. B. durch Hilfen
                  und Ressourcen, die in „sozialer Zugehörigkeit“ (z. B. in der Familie, der Peergroup
                  oder der Nachbarschaft) begründet sind (vgl. Germain/Gitterman 1999: 8, 502, 506).
               

               
                  
                     2.1.1Lebenswelt

                  

                  Die Bedeutung von Lebensbereich, Lebenslauf und Lebensbewältigung haben Eingang in
                     das Verständnis von der Lebenswelt gefunden, wie es sich im Konzept der lebensweltorientierten Sozialen Arbeit (vgl.
                     Thiersch 1992/2014, 2002a/b) darstellt. Lebenswelt ist als sozialer „Raum täglicher
                     Aktionen“ und als „Möglichkeitsraum“ zu verstehen (vgl. Oelschlägel 2001b: 40, 42,
                     zit. ebd.), wo Menschen ihr Leben führen und bewältigen. Dieser soziale „Ort“ wird
                     durch die Menschen selbst konstruiert, d. h. subjektiv erlebt und gestaltet, z. B. durch ihre Einbettung in soziale Milieus
                     und Beziehungen (sog. subjektive Faktoren), aber zugleich durch die herrschenden gesellschaftlichen
                     Bedingungen als sog. objektiven Rahmenbedingungen konstituiert und fremdbestimmt (vgl. ausf. Wendt 2021b: 154 ff.). Objektive Rahmenbedingungen sind z. B.
                  

                  
                     	
                        das dominierende politische Regime, worunter v. a. das in Gesetzen zum Ausdruck kommende System politischer Ideologien
                           und Konzepte zu verstehen ist, mit dem spezifische Ansprüche und Handlungserwartungen
                           an Menschen allgemeingültig werden; dazu zählen z. B. die Leistungsideologie (zentrales
                           Motiv: „Jeder ist seines Glückes Schmied“) und die Behauptung der Leistungsgerechtigkeit
                           („Leistung lohnt sich“), weshalb (sozialer, beruflicher) Erfolg und Scheitern persönlich
                           bedingt und zu verantworten sind;
                        

                     

                     	
                        die Organisationen, Institutionen und Prozesse, die sich auf die Lebenswelt auswirken, d. h. ihre institutionelle Verfassung (d.
                           h. die Quantität und Qualität von Dienstleistungen wie Beratungs- und Verwaltungseinrichtungen,
                           ÖPNV u. a.) und ob und wie sie von Bewohner*innen in Anspruch genommen werden können.
                        

                     

                  

                  Subjektive Faktoren sind z. B.
                  

                  
                     	
                        das Milieu, d. h. das durch spezifische Werte und Normen, Verhaltenserwartungen und -weisen
                           bestimmte soziale Umfeld (soziale Umwelt), dem ein Mensch als Individuum und/oder
                           in der sozialen Gruppe (z. B. durch Zugehörigkeit seit Geburt) unterworfen ist und
                           das dessen Erleben, Verhalten und Entwicklung beeinflusst/prägt/determiniert (vgl.
                           Braun 2020);
                        

                     

                     	
                        die sozialen Beziehungen, d. h. Interaktionen und Möglichkeiten für Interaktionen zwischen Menschen in Familien,
                           Kollektiven (z. B. im Betrieb, als Schulklasse) und Gruppen (z. B. Freunde, Gleichaltrigengruppe/Peergroup),
                           Nachbarschaft und Selbsthilfe sowie Prozesse der Solidarisierung (z. B. durch Mitgliedschaften
                           in Vereinen).
                        

                     

                  

               

               
                  
                     2.1.2Netzwerk(e)

                  

                  Das Geflecht aus Beziehungen, das zwischen Personen oder Organisationen besteht, wird
                     als Netzwerk bezeichnet. Relevant sind die Funktionen eines Netzwerks, v. a. Kommunikation,
                     Stiftung sozialer Gemeinschaft und Solidarität sowie Bereitstellung von Ressourcen
                     unter den Angehörigen des Netzwerks (vgl. Nollert 2014; Bullinger/Nowak 1998).
                  

                  Drei Netzwerktypen lassen sich unterscheiden:

                  
                     	
                        primäre Netzwerke (mikrosoziale, persönliche Netzwerke), d. h. Kontakte und soziale Beziehungen im
                           Wohnumfeld und selbstgewählte Netzwerke (z. B. die Nachbarschaft);
                        

                     

                     	
                        sekundäre Netzwerke (auch makrosoziale oder global-gesellschaftliche Netzwerke), d. h. marktwirtschaftliche
                           bzw. institutionelle Netzwerke (z. B. die Kommunalverwaltung);
                        

                     

                     	
                        tertiäre Netzwerke (mesosoziale Netzwerke), die zwischen primären und sekundären Netzwerken liegen (z.
                           B. die Einrichtungen und Dienste der Sozialen Arbeit) und eine vermittelnde Funktion
                           haben (vgl. Friedrich 2013: 29 ff.).
                        

                     

                  

                  Solche Netzwerke können dann zu sozialen Netzwerken werden, wenn sie als Beziehungsgeflecht primär zwischen Personen anlassgerecht genutzt und entwickelt werden können, also zur Lebensbewältigung dienlich sind (vgl.
                     Nestmann 1991: 33, 41). Soziale Unterstützung (z. B. in Form von persönlicher Begleitung,
                     Rat oder materieller Hilfe) erfolgt in starken, verlässlichen Netzwerkbeziehungen (v. a. aufgrund familiärer Bindungen, belastbarer
                     Freundschaften oder kontinuierlicher Kontakte in der Nachbarschaft) und in schwachen, unsicheren Netzwerkbeziehungen (v. a. informellen, gelegentlichen oder schon belasteten
                     Beziehungen, z. B. flüchtige Bekanntschaften, entfernte Verwandte, ehemalige Freundinnen).
                     Sie wird v. a. im Fall des akuten Bedarfs zur Verfügung gestellt, woraus sich meist
                     eine gegenseitige Verpflichtung ergibt: Einer Leistung steht eine (ggf. später erbrachte)
                     Gegenleistung gegenüber (vgl. Früchtel/Budde 2011a: 810). Nach für die Lebensbewältigung
                     dienlichen Ressourcen zu suchen, heißt also, zu fragen, wer im Umfeld Unterstützung
                     geben kann.
                  

               

               
                  
                     2.1.3Nachbarschaft(en)

                  

                  Menschen wohnen zusammen Tür an Tür, sie begegnen sich dort zwangsläufig und sie müssen,
                     verbunden mit einer Idee, wie sie zusammenleben wollen, ihr Verhältnis zu den anderen
                     bestimmen. Die Nachbarschaft ist der Ort, wo sich die dort wohnende Menschen (gewollt oder unbeabsichtigt) begegnen
                     (müssen); sie kann ein Ort sein, wo sie sich (z. B. durch gegenseitige Hilfe) unterstützen, sich informieren
                     (z. B. durch das Gespräch auf der Straße oder beim Bäcker), sich zeigen und den eigenen
                     Status dokumentieren (z. B. durch das neue Auto, das durch die Siedlung gefahren wird).
                     In der Nachbarschaft als primärem Netzwerk werden die Regeln des Zusammenlebens bestimmt,
                     z. B., wie intensiv man in der Nachbarschaft voneinander Kenntnis hat oder wie distanziert
                     Nachbar*innen miteinander umgehen sollen (so können sich Nachrichten über andere sehr
                     schnell verbreiten, aber Personen von der Weitergabe ausschließen; bestimmte Personen
                     wissen Bescheid, andere „bekommen nichts mit“). Distanz und Nähe werden so ausgelotet
                     (vgl. Germain/Gitterman 1999: 503 f.; Schreiber u. a. 2017: 212; Becker 2017: 179).
                  

               

               
                  
                     2.1.4Gemeinwesen 

                  

                  Wo ist der „Ort“ der Sozialen Arbeit im Gemeinwesen? Die denkbare begriffliche Vielfalt
                     (Gemeinwesen als Wohnbezirk, als Quartier, als Viertel, als Kiez u. a.) gilt es auf
                     einen Kern zu reduzieren, mit dem drei Begriffe voneinander geschieden werden: Zu
                     differenzieren sind
                  

                  
                     	
                        Gemeinde als politischer Ort, in dem die kommunale Selbstverwaltung und Bürgermitgestaltung
                           durch Gesetze des jeweiligen Bundeslandes näher bestimmt wird;
                        

                     

                     	
                        Gemeinwesen als subjektiver Ort der Lebenswelt von Menschen und ihrer sozialen Umwelt; und
                        

                     

                     	
                        Sozialraum als Planungs- und Administrationsort, auf den sich insb. das Handeln von der kommunalen
                           Selbstverwaltung bezieht.
                        

                     

                  

                  Unter einer Gemeinde ist einerseits ein geografisch bestimmtes Territorium (mit Grenzen zu anderen Gemeinden) zu verstehen, das zugleich andererseits eine politische Körperschaft darstellt, die für das Territorium befugt ist, durch dazu bestimmte Gremien (z. B.
                     den Stadt- oder Gemeinderat) im Rahmen gesetzlicher Bestimmungen Entscheidungen für
                     das gesamte Gemeindegebiet oder Teile davon (z. B. Stadtteile oder dörfliche Bezirke)
                     zu treffen. Durch dieses besondere Recht, Entscheidungen für die gesamte Gemeinde
                     zu treffen, wird das lokale politische System (die sog. kommunale Selbstverwaltung
                     → 10.1) zur zentralen Instanz jeder Gemeinde. Gemeinden sind (Klein-, Mittel- und
                     Groß-)Städte, selbständige Dörfer und Dorfgemeinschaften (z. B. Samtgemeinden); sie
                     werden z. T. auch durch besondere Bezeichnungen (Markt, Flecken u. a.) kenntlich gemacht.
                     Angehörige einer Gemeinde sind Bürger*innen, soweit ihnen durch die deutsche Staatsangehörigkeit (oder die eines EU-Staates)
                     das Recht zusteht, diese Gremien durch Wahl zu bestimmen.
                  

                  Neben der politischen Gemeinde gibt es – weitgehend ohne gesetzliche Bestimmung ihrer
                     Funktionen, Rechte und Pflichten – auch die Gemeinschaft der wirtschaftlichen Akteure
                     (auf dem Gebiet der durch territoriale Grenzen bestimmten), politischen Gemeinde (z.
                     B. örtliche Unternehmen, Gewerbetreibende, Medien) und das System der Daseinsvorsorge (→ Kasten) mit ihren Organisationen (z. B. Vereine, Wohlfahrtverbände, Träger von
                     Einrichtungen, Religionsgemeinschaften) und Dienstleistungen (z. B. Kindertagesstätten,
                     die örtliche Bibliothek, das Theater, die Schule und Organisationen). Die Gewährleistung
                     der Daseinsvorsorge ist eine vorrangige Aufgabe der Gemeinde (Daseinsvorsorge als
                     etablierter Begriff der Sozialpolitik ist irreführend, denn es geht nicht nur um die
                     Vorsorge als etwas, das sich auf Zukünftiges bezieht, sondern um die Daseinsgestaltung in der Gegenwart). Zum Teil kommt es dabei zu Schnittmengen, z. B. dann, wenn das
                     örtliche Theater von der Stadt betrieben wird und sich damit als Dienstleistung der
                     kommunalen Selbstverwaltung darstellt.
                  

                  
                     
                        Daseinsvorsorge

                        „Die öffentliche Hand leistet einen wichtigen Beitrag zum Gemeinwohl, indem sie uns mit Gütern und Dienstleistungen der Existenzsicherung versorgt. Als
                           klassische Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge gelten dabei Aufgaben wie die
                           Wasserversorgung, die Abfallbeseitigung oder der Betrieb des öffentlichen Personennahverkehrs.
                           Aber auch Gesundheitsdienste, Bildungs-, Kultur- und Sporteinrichtungen, öffentlich-rechtliche
                           Medien, Post und Telekommunikationsdienstleistungen oder die öffentliche Sicherheit
                           gehören dazu“ (BBSR 2020: 47; Herv. i. O.).
                        

                     

                  

                  Die Vorstellungen, was dagegen ein Gemeinwesen darstellt, sind „sowohl in der Praxis als auch in der Fachliteratur sehr heterogen“
                     (Becker 2017: 177), was bereits wenige Einschätzungen beruflicher Praktiker*innen
                     deutlich machen:
                  

                  
                     	
                        „Ein Gemeinwesen betrifft alle Menschen, die gemeinsam wohnen, gemeinsam leben, ihre
                           Orte und Räume“ (Lea).
                        

                     

                     	
                        „Innerhalb eines Gemeinwesens gibt es verschiedene Gruppierungen, die sich institutionalisiert
                           haben, Vereine, Kirchen, Verbände, die sich natürlich politisch auch Gehör verschaffen
                           können. Aber es gibt halt auch im Gemeinwesen viele Einzelgruppen, die nicht so gehört
                           werden, beispielsweise Kinder und Jugendliche“ (Mike).
                        

                     

                     	
                        „Gemeinwesen bezeichnet für mich so ein bisschen das nachbarschaftliche Zusammenleben
                           innerhalb einer Gemeinde, innerhalb eines Quartiers, sprechen ja immer ganz viele
                           von Quartier, so würde ich das mehr oder weniger deuten“ (Irene).
                        

                     

                     	
                        „Ein Gemeinwesen ist für mich ein Ort, der mehrere Räume zur Verfügung hat und in
                           dem ganz viele unterschiedliche Menschen, Bevölkerungsgruppen, von jung bis alt, leben.
                           Und es gibt unterschiedliche Einrichtungen, Institutionen, die die Lebensräume der
                           Menschen tangieren oder beeinflussen“ (Petra).
                        

                     

                     	
                        „Das Gemeinwesen ist die Summe der Menschen, die um uns herum leben und arbeiten.
                           (…) Das heißt also, ich gehe in den sozialen Nahraum und schaue, wer ist dort und
                           was haben die Menschen für Bedarfe. Das, was ich dort sehe, das ist das Gemeinwesen
                           um uns herum“ (Uli).
                        

                     

                  

                  Auch eine verbindliche fachliche Definition, was ein Gemeinwesen darstellt, liegt
                     für die Soziale Arbeit nicht vor, was vier weitere Beispiele verdeutlichen:
                  

                  
                     	
                        Gemeinwesen wird z. B. als „Sammelbegriff“ verstanden z. B. für Stadtteile, Quartiere
                           und Nachbarschaften, „die sich als soziales und räumliches Lebensumfeld von Menschen
                           beschreiben lassen“ (Becker 2014: 14/Fußnote 1). Allgemein können sie als „gesellschaftliche
                           Räume“ begriffen werden, „die von baulich-materiellen Strukturen als auch gesellschaftlichen
                           Handlungsstrukturen und Interaktionsprozessen beeinflusst und geprägt werden und von
                           der Bevölkerung sowohl räumlich wie sozial als relativ überschaubar empfunden werden“
                           (ebd.: 21).
                        

                     

                     	
                        Die „Zusammengehörigkeit von gemischten Menschengruppen“ macht es zur „Community“;
                           hier gehen Menschen Beziehungen miteinander ein, „weil sie ähnliche Anschauungen,
                           Bräuche und einen verwandten kulturellen Hintergrund besitzen“ (Hauser/Hauser 1971:
                           480).
                        

                     

                     	
                        Es kann auch als „sozialer Zusammenhang von Menschen“ verstanden werden, „der über
                           einen territorialen Bezug (Stadtteil, Nachbarschaft), Interessen und funktionale Zusammenhänge
                           (Organisationen, Wohnen, Arbeit, Freizeit) oder kategoriale Zugehörigkeit (Geschlecht,
                           Ethnie, Alter) vermittelt ist, bzw. darüber definiert wird“ (Stövesand/Stoik 2013:
                           16; vgl. insg. May 2017: 35-76).
                        

                     

                     	
                        Ein Gemeinwesen kann als „Hauptkanal“ beschrieben werden, „durch den Ressourcen verteilt,
                           formelle und informelle Systeme sowie politische, soziale und ökonomische Kräfte ihren
                           Einfluß auf Individuen, Familien und Nachbarschaften ausüben“ (Germain/Gitterman 1999:
                           502 f.).
                        

                     

                  

                  Die Summe solcher Definitionen eröffnet einen Zugang, das Gemeinwesen als Ort zu verstehen,
                     in dem Ressourcen verteilt werden und durch Akteure unterschiedlicher Art (→ 2.2) Einfluss ausgeübt wird. Daraus lassen sich (in umgekehrter
                     Reihenfolge) zwei wesentliche Funktionen eines Gemeinwesens ableiten:
                  

                  
                     	
                        einerseits die – Einfluss auf die Bewohner*innen eines Gemeinwesens ausübende – Vermittlung
                           von Wissen, sozialen Werten und Verhaltensmustern, die zu sozialer Integration führen soll, z. B. durch die Zugehörigkeit in Nachbarschaften oder durch Mitgliedschaften
                           (in religiösen, politischen, soziokulturellen und anderen Organisationen), und zu
                           sozialer Kontrolle führen kann, die Menschen veranlasst, sich den im Gemeinwesen gültigen Regeln anzupassen;
                        

                     

                     	
                        andererseits in der Bereitstellung von Infrastruktur, v. a. Dienstleistungen in Form von Versorgung (z. B. Einkaufsmöglichkeiten), Betreuung
                           (z. B. Kindertagesstätten), Bildung (z. B. Schulen), Beratung und Hilfe (z. B. durch
                           Soziale Arbeit oder Gesundheitswesen) und Beschäftigung (z. B. Betriebe mit Ausbildungs-
                           und Arbeitsstellen) sowie Bereitstellung von Ressourcen (z. B. Sporteinrichtungen,
                           Spielplätze, Grünanlagen).
                        

                     

                  

                  Adressat*innen sind alle in einem Gemeinwesen lebenden Bewohner*innen, v. a. aber
                     solche, deren Chancen, ein „gutes Leben“ zu führen, (im Sinne der Begriffswelt Pierre Bourdieus [vgl. Bourdieu 1983, 1985; Schwingel 2009: 83-96]) ökonomisch (z. B. durch Verhältnisse
                     der Armut), sozial (aufgrund nur geringer Kontakte zu anderen), kulturell (durch eingeschränkte
                     Möglichkeiten, an Bildungsprozessen teilzuhaben) oder symbolisch (aufgrund von Etikettierungen
                     als randständige Personengruppe, z. B. wohnungslose Menschen) begrenzt sind.
                  

                  In den zurückliegenden rund 30 Jahren wurde das Verständnis des Gemeinwesens durch
                     den Begriff Sozialraum ergänzt (was die ohnehin bestehenden Definitionsprobleme nicht erleichtert hat).
                     Unter einem Sozialraum wird das Resultat sozialer Prozesse verstanden, z. B. in welcher
                     Form und wo Menschen miteinander zu tun haben, wie sie handeln, kommunizieren, Konflikte
                     austragen, an politischen Entscheidungen teilhaben (vgl. Früchtel/Budde 2011b: 844;
                     Kessl/Reutlinger 2007: 126). Ein Sozialraum entsteht dadurch, dass Menschen dort leben
                     und i. d. R. auch aufeinander angewiesen sind, ihre Lebenswelten Gemeinsamkeiten aufweisen,
                     die sich auch räumlich (z. B. in Treffpunkten) darstellen (i. d. R. handelt es sich
                     um einen geografischen Raum, z. B. einen Stadtteil). Er bildet sich somit durch die
                     Besetzung (Aneignung) physischer Räume durch die hier lebenden Menschen unter Berücksichtigung
                     der Rahmenbedingungen, die diese physischen Räume zulassen, und in Abhängigkeit von
                     den kulturellen, sozialen und ökonomischen Ressourcen, über die die jeweiligen Akteure
                     verfügen (vgl. Baum 2006: 170; Reutlinger/Deinet 2022).
                  

                  Ein Sozialraum weist eine „Doppelstruktur“ (Spatscheck/Wolf-Ostermann 2016: 22) auf.
                     Er besteht
                  

                  
                     	
                        aus einer materiellen Struktur, die sich „in der sozialstrukturellen und sozioökonomischen
                           Situation, der Wohnsituation und Bebauungsstruktur, Familienstruktur, Bildungssituation,
                           Häufigkeit der Nutzung von Angeboten von Ämtern, Identifizierung sozialer Brennpunkte“
                           u. a. abbildet, und
                        

                     

                     	
                        aus der immateriellen, subjektiven Perspektive der hier lebenden Menschen, die einen
                           Sozialraum als individuellen Aneignungsraum in ihrer Lebenswelt verstehen (als „Ort“,
                           der z. B. Ressourcen für unterschiedlichste Nutzungen und den persönlichen Gebrauch
                           bietet).
                        

                     

                     	
                        Es kommt zu einer „Verschränkung“ dieser Doppelstruktur, denn Menschen eignen sich
                           „die materiell vorgefundenen Orte an, gehen dabei untereinander Beziehungen ein und
                           machen damit letztlich erst Orte zu Räumen mit ihrer eigenen Qualität“ (vgl. ebd.:
                           22 f., zit. S. 23).
                        

                     

                  

                  Der Begriff des Sozialraums wurde in den zurückliegenden Jahren diskussionsleitend,
                     was sich im Konzept der Sozialraumorientierung niedergeschlagen hat (vgl. Noack 2015: 91-106; Stoik 2008; Becker 2014: 26; Becker
                     2020a: 6). Damit hat sich ein Verständnis durchgesetzt, Sozialräume einerseits (vorrangig)
                     in der Stadtentwicklung Sozialplanung als geografischen Bezugsrahmen (i. d. R. auf
                     Ebene eines Stadtteils) für die Bereitstellung von Dienstleistungen und die Kooperation
                     von Einrichtungen zu bestimmen und andererseits (nachrangig) als subjektive Lebenswelt
                     zu verstehen, auf die sich Soziale Arbeit beziehen kann (vgl. Reutlinger/Deinet 2022:
                     4./5.).
                  

                  Kritisch gesehen wird, dass die Sozialraumorientierung von planerischen Zielsetzungen
                     bestimmt werden kann (und damit primär der Versorgung von Stadtteilen mit notwendigen
                     Dienstleistungen dient) und dabei Zielstellungen der Sozialen Arbeit (z. B. die Förderung
                     von Mündigkeit und Teilhabe) in den Hintergrund treten. Mit der Ausrichtung sozialer
                     Dienste auf den lokalen Nahraum sei auch „die Gefahr einer Instrumentalisierung zum
                     Feigenblatt für die schrittweise Demontage sozialstaatlicher Sicherungssysteme“ verbunden,
                     da die „Verantwortung für das Lösen sozialer Probleme nun an kleinräumigere Einheiten“
                     und damit in die Zuständigkeit zivilgesellschaftlicher Organisationen und die Selbsthilfe
                     „abgeschoben wird“ (Fehren 2011: 452). Kritisiert wird, dass die Sozialraumorientierung
                     v. a. der kommunalen Budgetkontrolle dient; sie führe z. B. bei den erzieherischen
                     Hilfen der Kinder- und Jugendhilfe dazu, dass individuelle (und kostenintensive) Rechtsansprüche
                     auf diese Hilfen nicht mehr gewährt würden (vgl. Dahme/Schütter/Wohlfahrt 2008: 186
                     f.). Zudem sei das Konzept auf die Städte fixiert, es spiele in ländlichen Räumen
                     nahezu keine Rolle.
                  

                  Bemängelt wird schließlich auch, dass sich der Begriff des Sozialraums zum „passende(n)
                     Begriff für alle möglichen Problemstellungen“ und damit zum „catch-all-Begriff“ entwickelt
                     habe (May 2016).
                  

                  Gemeinwesen als hier gewählter grundlegender Begriff grenzt sich von Begriffsbildern
                     ab, die in der Praxis eher auf eine administrative Perspektive abstellen (Sozialraum
                     als Ort der Gewährleistung sozialer Infrastruktur) und weniger auf die Perspektive
                     der Menschen Bezug nehmen. Bezeichnungen wie „Viertel“, „Quartier“ oder „Kiez“ gehen
                     in diesen grundlegenden Begriff des Gemeinwesens ein; sie sind Artikulationsformen
                     einer Zuordnung, die die dort lebenden Menschen selbst vornehmen und so den subjektiven
                     Ort ihres Alltags zum Ausdruck bringen: Im „Blumen-Viertel“, im „Mühlenkiez“ oder
                     in den Blocks der „Neuen Heimat“ zu wohnen und zu leben, sind subjektive Abgrenzungen
                     ihrer Lebenswelt, die die technischen (meist geografischen oder administrativen) Raumbestimmungen
                     einer Gemeinde (als „Stadtteil X“ oder „Wohnbezirk Y“) ignorieren. Hier bringen Menschen
                     zum Ausdruck, was für sie „Sache“, was für sie wichtig, was sie als gut und was sie
                     als veränderungsbedürftig erleben, wofür sie sich einsetzen oder was für sie ein „gutes
                     Leben“ ist. Gemeinsam mit anderen (in der Nachbarschaft) befinden sie sich in einer
                     Arena des sozialen Austauschs (wie sie untereinander kommunizieren), der Information
                     (über welche Kenntnisse sie verfügen und wie sie diese teilen) und der Aushandlung
                     (wie sie ihre Interessen einbringen und durchzusetzen versuchen). Durch Austausch,
                     Information und Aushandlung wird das Gemeinwesen zum Ort der Teilhabe.
                  

                  
                     
                        Das Gemeinwesen ist in der Lebenswelt der Bewohner*innen der soziale Ort der Teilhabe,
                              wo sie ihre Themen, Interessen und Bedarfslagen für bedeutsam erklären, darüber verhandeln
                              und (wo notwendig) Entscheidungen dazu herbeiführen oder an ihnen mitzuwirken.

                     

                  

                  Insbesondere in ländlichen Gemeinwesen wird die Differenz zwischen subjektiver Bestimmung
                     eines Gemeinwesens durch dessen Bewohner*innen und den administrativ-technischen Zugängen,
                     ein Gemeinwesen als planerischen Sozialraum zu definieren, deutlich: Während sich
                     die Bewohner*innen des alten Kerndorfs meist über ihre familiäre Verwobenheit, ihre
                     Traditionen, ihre Vereine, Gewohnheiten und nachbarschaftlichen Verbindungen (sowie
                     auch ihre lange Wohndauer) als „Dorfgemeinschaft“ bestimmen, werden die Bewohner*innen
                     des Neubauviertels, die das Dorf aufgrund dessen Nähe zur Stadt (und damit zu den
                     Arbeitsplätzen) und der Lage im Grünen als Wohnort gewählt haben, mit dieser dörfliche
                     Gemeinschaft wenig anfangen können. Sie entwickeln ihre eigene Nachbarschaft (mit
                     ihren eigenen Formen der Unterstützungen). Lebensweltlich haben beide nur wenig miteinander
                     zu tun, denn es besteht, bis auf wenige Ausnahmen (vgl. Bokelmann/Wendt 2022: 51 f.),
                     keine Notwendigkeit, miteinander zu tun haben zu müssen. Es existieren somit subjektiv
                     wenigstens zwei Gemeinwesen, während sozialplanerisch nur von einem „Ortsteil“ oder
                     „Wohnbezirk“ gesprochen wird und damit eine Definition zur Anwendung kommt, die den
                     subjektiven Differenzierungen nicht Rechnung trägt.
                  

               

            

            
               
                  2.2Akteure im Gemeinwesen

               

               Im Gemeinwesen sind vier Gruppen von Akteuren zu unterscheiden, die dort miteinander
                  agieren und auf die sich die Soziale Arbeit bezieht:
               

               
                  	
                     Bewohner*innen bestimmen alltäglich mit, welche (subjektiven) Vorstellungen sich von einem „guten
                        Leben“ (z. B. von „guter Nachbarschaft“ oder „guten Zusammenleben“) im Gemeinwesen
                        als allgemein akzeptiert durchsetzen und welche Voraussetzungen dafür (z. B. Kommunikationsweisen,
                        Entscheidungsprozesse, Dienstleistungen) erfüllt sein sollen. Sie klären, welchen
                        Anspruch auf Unterstützung durch die Gemeinschaft (also auch der Sozialen Arbeit)
                        sie dabei geltend machen, und sie klären, zu welchen Gegenleistungen sie bereit sind
                        (ob und wie sie sich ins Gemeinwesen einbringen bzw. dafür tätig werden wollen).
                     

                  

                  	
                     Institutionen sind durch unterschiedliche gesetzliche Bestimmungen im Gemeinwesen tätige Einrichtungen,
                        insb. die kommunale Selbstverwaltung [→ 10.1], Polizei und Justiz sowie die Arbeitsverwaltung
                        (Bundesagentur für Arbeit, Jobcenter).
                     

                  

                  	
                     Gesellschaftliche Akteure sind zunächst die freien zivilgesellschaftlichen Zusammenschlüsse (Vereine, [Bürger-]
                        Initiativen u. ä.), in denen sich Bewohner*innen organisieren, um ihre Interessen
                        wirkungsvoller vertreten zu können, wenn sie sich selbstorganisiert eigene Strukturen
                        geben, die sie nach außen sichtbar und handlungsfähig werden lassen (vgl. Kammann/Schaaf
                        2004: 181). Auch Religionsgemeinschaften und die Zusammenschlüsse zur Durchsetzung
                        gemeinsamer Interessen (z. B. Gewerkschaften, Handels- und Handwerkskammern, Arbeitgeberverbände)
                        sowie Parteien und Wählergemeinschaften als politische Akteure zählen dazu, ebenso
                        die örtlichen, im Gemeinwesen tätigen Unternehmen, z. B. Wohnungsbaugesellschaften,
                        die mit einer Mieterberatung oder -gärten u. a. zum Zusammenhalt der Bewohner*innen
                        beitragen können (vgl. BAG SE+GWA 2009: 11) und auch die örtlich relevanten Medien
                        (von der Tageszeitung bis zur Social-Media-Plattform).
                     

                  

                  	
                     Schlüsselpersonen (auch als „Leader“ bezeichnet), sind Personen, die im Gemeinwesen eine herausgehobene Bedeutung haben; sie stellen
                        eine „Art von Kristallisationspunkt“ für die Bewohner*innen dar, „deren Stimme großes Gewicht“
                        (Hinte/Karas 1989/2019: 43) hat. Dieter sieht in ihnen „Menschen, die sind nirgends im Verein, aber die machen über den Gartenzaun
                        mehr Politik, sind gewichtig und werden mehr gehört als andere, die sich jeden Tag
                        für irgendwas engagieren.“ Fred beschreibt sie als Akteure, „bei denen viel zusammenfließt, die irgendwie einen gewissen
                        Geltungsbereich oder Einflussbereich haben“. Dazu zählt er u. a. auch, die „Frau,
                        die ihre Freizeit damit verbracht hat, bei all den Gruppen, die da irgendwo rumstanden,
                        die Pfandflaschen aufzusammeln, die kannte die alle und die wusste auch alles. Das
                        war auch eine Schlüsselperson, weil die einfach Wissen hat, was andere Leute nicht
                        haben“. Es „sind anerkannte Verantwortungsträger, Respektpersonen oder Vorbilder eines
                        Gemeinwesens“ (Susen 2021: 292 f.), und Menschen mit starken Verbindungen innerhalb
                        ihrer eigenen Organisation, sofern sie einer solchen angehören (vgl. Jamoul 2022:
                        196; Maier/Penta/Richter 2022a: 295). Sie sind Brückenbauer*innen, „die über Verbindungen
                        in wichtige Gruppen, Gemeinschaften und Milieus verfügen und einen Zugang eröffnen
                        können“ (Susen 2021: 292).
                     

                  

               

               In diesem Sinne keine Akteure sind die Fachkräfte der Sozialen Arbeit, die (im Anschluss
                  an Saul Alinsky4) als Praxisberater*innen den Bewohner*innen in erster Linie beratend Unterstützung geben, wie sie ihre Interessen
                  im Gemeinwesen artikulieren, aushandeln und durchsetzen können (→ 10 bis 13). Sie
                  erarbeiten sich durch die Analyse des Gemeinwesens (→ 6) ein „sozialräumliches Wissen“,
                  aufgrund dessen sie als Expert*innen für die Interessen von Bewohner*innen gelten
                  können; sie beraten Politik und Verwaltung, „mischen sich in Stadtteilkonferenzen
                  und andere institutionelle Abläufe ein“ (Reutlinger/Deinet 2022: 6.) und vermitteln
                  zwischen den Systemen (z. B. kommunaler Selbstverwaltung) und (z. B. sozialpolitischen)
                  Interessen der Bewohner*innen (vgl. Maier/Penta/Richter 2022a: 294), aber sie verfolgen
                  keine eigenen Interessen.
               

            

            
               
                  2.3Soziale Arbeit im Gemeinwesen (SAG) 

               

               Unter Sozialer Arbeit im Gemeinwesen wird die auf die soziale Umwelt von Bewohner*innen eines Gemeinwesens bezogene Arbeitsweise
                  verstanden, die sich nicht an einzelne Menschen richtet, sondern mit den Ressourcen
                  eines Gemeinwesens (z. B. in Form nachbarschaftlicher Netzwerke) und dessen Bewohner*innen
                  arbeitet, um z. B. das Miteinander (die Gemeinschaft) der dort lebenden Menschen zu
                  gestalten, die dort gegebenen sozialen Konflikte (z. B. Spannungen zwischen einzelnen
                  Gruppen des Gemeinwesens) zu bearbeiten oder unzureichende Infrastrukturen (z. B.
                  fehlende Freizeitangebote) durch geeignete Angebote zu beseitigen, die den Bedarfslagen
                  der Bewohner*innen (z. B. nach speziellen Beratungsangeboten oder Freizeitmöglichkeiten)
                  entsprechen.
               

               Dabei hat sie zu klären, wie sie die Adressat*innen darin unterstützen kann, ihre
                  in der Lebenswelt erlebten (alltäglichen) Aufgaben der Lebensbewältigung zu erfüllen,
                  und welchen Beitrag sie dazu mit ihren rechtlichen, institutionellen und professionellen
                  Möglichkeiten und Ressourcen leistet (vgl. Grunwald/Thiersch 2004: 14, 23). Diese
                  Alltagsorientierung der Sozialen Arbeit bedeutet, die Lebensführung der Adressat*innen, ihre subjektive
                  Sicht und ihre Bemühungen, in und mit der sozialen Umwelt „klarzukommen“, in den Blick
                  zu nehmen. Eine lebensweltorientierte Unterstützung verlangt, dass Soziale Arbeit
                  dort Räume (z. B. zur Erlangung neuer Erfahrungen) öffnet und Ressourcen erschließen
                  hilft, die sonst versperrt sind. Unterstützung kann nur dauerhaft wirken, wenn sie
                  in den Alltag der Menschen integriert ist und dabei auf bestehende Netzwerke Bezug
                  genommen wird. Sie kennzeichnet, dass sie sich lebensweltorientiert auf die Interessen
                  der Bewohner*innen bezieht, die Nutzung der im Gemeinwesen gegebenen Ressourcen in
                  den Mittelpunkt stellt und dabei das Engagement der Bewohner*innen (z. B. in Selbsthilfegruppen
                  oder Vereinen [→ 9.1] bzw. bei der Mitwirkung in der kommunalen Selbstverwaltung [→
                  10.1, 10.3]) unterstützt.
               

               Soziale Arbeit im Gemeinwesen stellt, wie Soziale Arbeit insgesamt, methodisch-abgestütztes
                  Handeln im Rahmen von Praxisberatung dar. Methodisches Handeln wird immer als etwas begriffen, das an eine Theorie oder theorieartige Überlegungen (als Teil einer Theorie) geknüpft ist, z. B. die Theorie einer lebensweltorientierten
                  Sozialen Arbeit (vgl. Thiersch 1992/2014; Grunwald/Thiersch 2004), und sich in theoriebegründeten
                  Konzepten zeigt (z. B. Sozialraumorientierung), die den praktischen Handlungsvollzug bestimmen, in dessen Rahmen Verfahren als „Einzelelemente von Methoden“ (Geißler/Hege 2001: 23 f., 29) zum Einsatz kommen.
                  Methodisches Handeln erfolgt nicht zufällig, sondern überlegt und absichtsvoll; es werden konkrete Ziele bestimmt (dass z. B. ein Nachbarschaftstreff geschaffen
                  werden soll), zu deren Erreichung geeignete Verfahren (z. B. ein Planspiel durchzuführen
                  [→ 11.2.3]) bestimmt werden (um Bewohner*innen in die Lage zu versetzen, mit Kommunalpolitiker*innen
                  darüber zu verhandeln), und es werden die erzielten Ergebnisse im Verhältnis zum angestrebten
                  Ziel überprüft, was künftig anders zu machen ist.
               

            

            
               
                  2.4Anregungen zur Weiterarbeit

               

               
                  
                     >> In die Grundlagen und Elemente der auch im Gemeinwesen relevanten Gesprächsführung
                        (vgl. Wendt 2021a: 78-117) führen Wolfgang Frindte und Daniel Geschke (Lehrbuch Kommunikationspsychologie, Weinheim und Basel 2019), Sabine Weinberger (Klientenzentrierte Gesprächsführung, 14. Aufl. Weinheim und Basel 2013), Wolfgang Widulle (Gesprächsführung in der Sozialen Arbeit, 3. Aufl. Wiesbaden 2020) sowie Heinrich Greving und Ilona Hülsmann (Gesprächsführung, Stuttgart 2023) ein.
                     

                     >> Grundlegend erläutern Hans Thiersch das (vielen der hier vorgestellten Überlegungen als Grundlage dienende) Konzept der
                        „Lebensweltorientierte(n) Soziale(n) Arbeit“ (Weinheim und München 1992) und Lothar Böhnisch die (bereits im ersten Kapitel herangezogenen) Überlegungen zur „Lebensbewältigung“
                        (Weinheim und Basel 2016).
                     

                  

               

            

         

      

   
      
               3Ein kurzer Ritt durch die Geschichte der Arbeit im Gemeinwesen

            

            In den zurückliegenden nahezu 70 Jahren einer eigenständig zu nennenden Entwicklung
               der Sozialen Arbeit in (v. a. West-)Deutschland haben sich höchst unterschiedliche
               Zugänge und Vorstellungen entwickelt, Soziale Arbeit im Gemeinwesen (sozialpolitisch
               bzw. gesellschaftstheoretisch) zu begründen, als dritte Methode der Sozialen Arbeit zu beschreiben und Konzepte für die praktische Umsetzung zu entwickeln.
               Diese Entwicklung präzise nachzuzeichnen kann an dieser Stelle nicht möglich sein,
               aber versucht werden soll, einige Entwicklungslinien aufzuzeigen.
            

            
               
                  3.1Die Herausbildung von Gemeinwesenarbeit in Deutschland

               

               Gemeinwesenarbeit beginnt im Übergang vom 19. zum 20. Jahrhundert in einigen der sich
                  rasant entwickelnden Industriestädte eine Rolle zu spielen, wo aus den agrarischen
                  Regionen zugewanderte Menschen „nicht mehr auf die für ländliches Leben typischen
                  familiären, verwandtschaftlichen und nachbarschaftlichen Hilfsnetze zur Sicherung
                  der Lebensrisiken wie Missernten, Krankheit, Morbidität etc. zurückgreifen“ konnten
                  (Becker 2014: 15). Erste Ansätze sind dabei aus Großbritannien und den Vereinigten
                  Staaten bekannt:
               

               
                  	
                     In London zielte deshalb seit den 1870er Jahren das Ehepaar Barnett auf die Verbesserung der Lebensumstände der Arbeiterbevölkerung durch eine soziale
                        und auf Bildung und Gesundheit bezogene Infrastruktur auf der Grundlage gemeinschaftlicher
                        Hilfe. In ihrer Toynbee-Hall sollten Studenten der Oxford University im Elendsviertel die Verhältnisse der Armut
                        kennenlernen und gleichzeitig ihr kulturelles und fachliches Wissen an die dort lebenden
                        Menschen weitergeben (vgl. Kilb 2009: 264 f.; vgl. Weber 2018).
                     

                  

                  	
                     In Chicago gründete Jane Addams das Hull House, eines der (neben dem Henry Street Settlement und dem Greenwich House in New York)
                        ersten amerikanischen Settlements (vgl. Müller/C. W. 1985; Alexander 2018). Im Stadtviertel um Hull House lebte eine
                        Vielzahl von Immigranten verschiedenster Herkunft unter teilweise katastrophalen Bedingungen
                        zusammen (Kinderarbeit, extreme Ausbeutung der Arbeiter, erbärmliche und unhygienische
                        Wohnverhältnisse ohne Formen eines sozialen Netzes). Addams sammelte gut gebildete, berufserfahrene und sozialpolitisch engagierte Frauen und
                        Vertreter der Stadtsoziologie/-ethnografie der Universität Chicago um sich. Ziele
                        waren direkte und tätige Nachbarschaftshilfe, die Mobilisierung der Selbsthilfekräfte
                        durch geeignete kulturelle, freizeit-, bildungsbezogene Aktivitäten, politische Emanzipation
                        der Nachbarschaft, Beibehaltung der Traditionen, der Kultur und der Herkunftssprache
                        der Einwanderer (z. B. ein Arbeitsmuseum zu verschiedenen Arbeitsweisen der unterschiedlichen
                        Herkunftsländer) und deren Teilhabe an der amerikanischen Kultur sowie die Verbesserung
                        der Arbeitsbedingungen und deren Sicherung. In Hull House entstand so eine Mischung
                        aus Weiterbildung, Zusammenkommen, Erholung, Diskussionen und Lernen (z. B. ein wöchentlicher
                        Lesekreis, Handarbeitskurse, Handwerksklassen, Tanzkurse und Ausflüge). Dies wurde
                        ergänzt, begleitet und gestärkt durch vielfältige politische Aktionen, durch Auseinandersetzung
                        mit den Verhältnissen des marginalisierten, durch unterschiedliche Zuwanderer-Nationalitäten,
                        Ethnien und Kulturen gekennzeichneten Stadtteils und den Kampf um konkrete Verbesserungen
                        (z. B. Straßenbeleuchtung, gesicherte Gehwege, Einrichtung von Treffpunkten u. a.).
                     

                  

               

               Addams’ Aufforderung, sich zu organisieren und mit anderen, insb. Gewerkschaften, zu verbünden,
                  stellte eine frühe politische Strategie dar, durch Selbstorganisation der Nachbarn
                  und nachbarschaftliche Hilfe und Unterstützung sich selbst zu helfen, Missstände im
                  Stadtteil direkt anzugehen und Hilfen, Einrichtungen und Infrastruktur erforderlichenfalls
                  „von „unten“ zu erzwingen. Sie entwickelte damit eine Konzeption Sozialer Arbeit,
                  die als aktiver Widerstand gegen ausschließende soziale Verhältnisse vor Ort zu verstehen ist, die Bedeutung sozialer Allianzen („get organized!“) betonte und
                  als frühe Perspektive zu begreifen ist, Menschen aktiv zur Mündigkeit zu ermächtigen
                  (vgl. Addams 1902, 1913; Müller/C. W. 2003).
               

               Auf der Grundlage dieser Erfahrungen ergaben sich zwei Entwicklungslinien der amerikanischen
                  community work, die Eingang in die Lehrpläne der in den USA schon bald akademisch
                  betriebenen Ausbildung der social worker fanden:
               

               
                  	
                     Als community development wurde die seit den 1930er Jahren entwickelte Unterstützung
                        der landwirtschaftlichen Räume des Mittleren Westens der USA durch Formen der gemeinwesenbezogenen
                        Sozialen Arbeit bezeichnet.
                     

                  

                  	
                     Für die seit Mitte des 20. Jahrhunderts betriebene Soziale Arbeit in den Wohn- und
                        Elendsquartieren der amerikanischen Ostküste setzte sich die fachliche Bezeichnung
                        community organization (CO) durch, das insb. mit der Arbeit von Saul D. Alinsky verbunden ist.
                     

                  

               

               Ab 1938 wurde Alinsky in benachteiligten Chicagoer Stadtteilen tätig und entwickelte so sein Konzept vom
                  Community Organizing (CO), indem er die Nachbarschaft mobilisierte und mit den Bewohner*innen
                  an Formen arbeitete, sie zur Äußerung ihrer Vorstellungen, Erwartungen und Wünsche
                  zu ermächtigen. Sein Konzept setzte er mit Spenden und kirchlichen Mitteln auch in
                  anderen amerikanischen Städten um, außerdem bildete er weitere Praxisberater*innen
                  für andere Stadtteilprojekte aus, wodurch sich das CO-Konzept in den 1940er und 1950er
                  Jahren in anderen Teilen der USA etablieren konnte (vgl. Bauer/Szynka 2004; Szynka
                  2005).
               

               Wie Addams ging auch Alinsky davon aus, dass Armut nicht Resultat individuellen Versagens sei, sondern Ergebnis
                  umfassender sozialer Prozess. Die Wohlhabenden betrachtete er als für die Verelendung
                  der Verarmten verantwortlich. Zugleich setzte er sich von der Settlement-Bewegung
                  ab, deren sozialfürsorglichen Stil der Nachbarschaftsorganisation er als elitär, bevormundend
                  und nicht-ermächtigend empfand (vgl. Bretherton 2022: 32 f., 40).
               

               In den 1960er Jahren spielten CO-Ansätze in der amerikanischen Civil-Rights-Bewegung
                  und der Vietnam-Friedensbewegung eine Rolle, die zu einer weiteren Politisierung der
                  Ansätze der GWA führten (und dabei auch auf die Sozialarbeit in Deutschland als „Vorbild“
                  wirkten). Als Community Organization, Community Development bzw. Community Work avancierte
                  die GWA neben Casework (Einzelfallhilfe) und Social Groupwork (Soziale Gruppenarbeit)
                  zur dritten Methode der Sozialen Arbeit.
               

            

            
               
                  3.2Herausbildung einer wohlfahrtsstaatlichen GWA in Deutschland

               

               Von den amerikanischen Entwicklungsprozessen der GWA blieb die frühe Soziale Arbeit
                  in Deutschland zunächst weitgehend unbeeinflusst: Nur in der Nachbarschaftsheimbewegung
                  wurden seit Beginn des 20. Jahrhunderts erste Ansätze einer sozialkulturell ausgerichteten
                  Arbeit entwickelt, so z. B. (ab 1901) im Volksheim Hamburg (vgl. von Kietzell 1998,
                  KVV 1991) und in Berlin-Friedrichshain: 1911 wurde dort die Soziale Arbeitsgemeinschaft
                  Berlin-Ost (SAG gegründet), ein Nachbarschaftshilfe- und Siedlungsprojekt in einem
                  der ärmsten Viertel Berlins (vgl. Buck 1982: 134 ff.; Lindner 2018; Götze 2015; Wietschorke
                  2013; Israel 2006). Dort wurden erste soziokulturelle Bildungsangebote entwickelt,
                  z. B. die „Kaffeeklappe“ (ein Kaffeeclub mit Schreibstube, aus der sich eine erste
                  Form aufsuchender Sozialarbeit entwickelte), die „Frauenkolonie“ (u. a. mit Mädchenclub,
                  Ernährungs- und Mütterberatung), eine Notschlafstelle, die Jugendpflegerschule, ein
                  Kino (vgl. Weisz 2018) oder der „Knaben-Club“ (vgl. Hegner 2018).
               

               Die Gleichschaltungspolitik der Nazis führte nach 1933 rasch zum Ende der frühen GWA-Ansätze
                  in Deutschland. Deren sozialkulturelle Schwerpunktsetzung in der Arbeit der Nachbarschaftshäuser
                  konnte nach 1945 wieder aufgenommen werden (vgl. Binne/Teske 2017; Buck 1982: 143
                  ff.; May/Stock 2019). Die Rezeption der zwischenzeitlich gesammelten internationalen
                  Erfahrungen führte in den 1950er Jahren zu ersten theoretischen Publikationen zur
                  GWA (z. B. durch Hertha Kraus [1951) und Herbert Lattke [1955]), zur Entwicklung wohlfahrtsstaatlich ausgerichteter und integrativer GWA-Konzepte
                  und bald zu einem ersten GWA-Engagement in sog. Obdachlosensiedlungen, um dort „Hilfe
                  zur Selbsthilfe“ zu leisten (vgl. Becker 2014: 16). Christliche Kirchengemeinden wurden
                  in den während der 1960er Jahre entstandenen Neubaugebieten tätig, was zu einem Auf-
                  und Ausbau diakonisch geprägter und für alle Bewohner*innen offenen Gemeindearbeit
                  führte. Im evangelischen Burckhardthaus in Gelnhausen wurde ein erstes Bildungsprogramm
                  zum Gemeindeaufbau und zur Gemeinwesenarbeit gestartet (vgl. Müller/C. W. 2009: 218
                  ff.). Damit standen zwei Konzeptperspektiven, wie GWA zu leisten sei, gegeneinander:
               

               
                  	
                     einerseits eher systemkonforme Konzepte, die Gemeinwesenarbeit als Mittel zur gesellschaftlichen
                        Integration bestimmten,
                     

                  

                  	
                     andererseits (unter verschiedenen Bezeichnungen firmierende) alternative Konzepte,
                        die GWA als Instrument einer gesellschaftlichen Veränderung betrachteten (→ 3.3).
                     

                  

               

               Im Zentrum der systemkonformen Konzeption der wohlfahrtsstaatlichen Gemeinwesenarbeit stand v. a. die bessere Ausstattung von Stadtteilen mit sozialen Dienstleistungsangeboten,
                  ohne dabei die bestehenden gesellschaftlichen, sozialen und ökonomischen Verhältnisse
                  infrage zu stellen. Auch die integrative Gemeinwesenarbeit stellte auf Verbesserung der Lebenssituation in einer gerechteren Gesellschaft und
                  die Identifikation der Bürger*innen mit dem Gemeinwesen und ihre Beteiligung daran
                  ab. Dabei wurde dieses Engagement nur als ein Aspekt bürgerschaftlicher Teilhabe in
                  einer Gesellschaft verstanden, die durch ihre freiheitliche Ordnung bereits an sich
                  sozial gerecht und daher nicht grundsätzlich veränderungs- oder überwindungsbedürftig
                  sei (vgl. ebd.: 18 ff., 27). Hierzu wurden unterschiedliche Vorschläge entwickelt:
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